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Umwelt und Auto 


Der Umweltschutz im Verkehr ist ein Schwerpunkt der 
Pohtik der Bundesregierung. Nach Auffassung der 
Bundesregierung müssen die vom Verkehr verursach- 
ten Belastungen für Mensch und Umwelt auch bei 
steigendem Verkehrsaufkommen ab gebaut werden. 
Die Akzeptanz des Verkehrs wird mehr und mehr eine 
Frage seiner Umweltverträglichkeit und Sicherheit. 

Dies bedeutet insbesondere: 

— Die Verkehrssysteme Straße, Schiene, Wasser und 
Luft müssen stärker in Transportketten integriert 
werden. 

— Verkehrssysteme und Infrastruktur müssen so 
umweltfreundüch und sicher wie möglich gemacht 
werden. 

— Die umweltfreundlichen Verkehrsträger müssen 
gestärkt, insbesondere die Wettbewerbsposition der 
Schiene muß verbessert werden. 

— Der Öffentliche Personennahverkehr muß ausge- 
baut werden. 

Dieses integrierte Gesamtkonzept ist die konsequente 
Fortsetzung der Politik der Bundesregierung. Sie hat 
insbesondere im Bereich der technischen Maßnahmen 
beachtliche Erfolge gezeigt. In der EG wurden der 
Katalysator und das bleifreie Benzin durchgesetzt. Mit 
der EG-weiten Einführung bleifreien Benzins wurde 


auch für die übrigen europäischen Staaten die notwen- 
dige Voraussetzung zur Durchsetzung des Katalysators 
geschaffen. Dies wird zu einem bedeutenden Rück- 
gang der Schadstoffemissionen führen. Auch bei den 
Lärmanforderungen sind deuthche Fortschritte erzielt 
worden. So sind zehn Lkw des Jahrgangs 1990 nicht 
lauter als ein Lkw des Jahrgangs 1980. Wesenthches 
Ziel für die Zukunft ist die Minderung der C02-Emis- 
sionen. 

Die Antworten auf die Große Anfrage beschränken 
sich auf die Bundesrepublik Deutschland ohne den 
beigetretenen Teil, da verläßliche Basisdaten dafür 
noch nicht vorliegen. 


I. Maßnahmen zur Herabsetzung der Schadstoffemis- 
sionen der Kraftfahrzeuge und zur Verringerung 
des Kraftstoffverbrauchs, Luftreinhaltung im Pro- 
duktionsbereich 

a) Entwicklung im nationalen Bereich 

1. Wie hat sich die Umstellung auf bleifreies 
Benzin in der Bundesrepublik Deutsch- 
land seit 1985 vollzogen? 

Wie ist die Umstellungsgeschwindigkeit 
im weltweiten Vergleich zu beurteilen? 

Wie verlief die Preisentwicklung für blei- 
freies Benzin im Vergleich zu der blei- 
haltigen Benzins? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 18. Oktober 1990 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Seit der Einführung von bleifreiem Benzin im Jahre 
1985 hat sich der Absatz, zunächst bei Normalbenzin, 
später auch beim bleifreien Superbenzin, stetig erhöht. 
Mit dem Verbot des verbleiten Normalbenzins Anfang 
1988 stieg der Absatz von bleifreiem Benzin deutlich 
an, so daß heute ca. 70 Prozent des Absatzes an Verga- 
serkraftstoff auf unverbleites Benzin entfällt, etwa zu 
gleichen Teilen auf Normal- und auf Superbenzin (ver- 
gleiche Tabelle 1 und 2). Ähnliche Absatzzahlen wur- 
den in den USA erst nach mehr als zehn Jahren 


Tabelle 1 

Absatz Vergaserkraftstoff 1985 bis August 1990 in der 
Bundesrepublik Deutschland 

in % Anteil am Gesamtabsatz 




bleifrei 

bleifrei 

bleifrei 



Normal 

Super 

Gesamt 


1985 

0,7 

0,2 

0,9 


1986 

7,6 

3,4 

11,0 


1987 

16,9 

8,8 

25,7 


1988 

28,2 

16,2 

44,4 


1989 

32,6 

25,9 

58,5 

Jan. 

1989 

30,8 

21,1 

51,9 

Febr. 

1989 

31,1 

22,8 

53,9 

März 

1989 

31,7 

24,2 

55,9 

April 

1989 

32,4 

24,9 

57,3 

Mai 

1989 

32,7 

25,2 

57,9 

Jimi 

1989 

32,9 

25,6 

58,5 

Juli 

1989 

32,3 

26,0 

58,3 

August 

1989 

32,6 

26,2 

58,8 

Sept. 

1989 

33,1 

27,1 

60,2 

Okt. 

1989 

33,9 

28,3 

62,2 

Nov. 

1989 

34,0 

28,8 

62,8 

Dez. 

1989 

33,6 

29,7 

63,3 

Jan. 

1990 

34,3 

29,8 

64,1 

Febr. 

1990 

35,0 

30,8 

65,8 

März 

1990 

34,7 

31,8 

66,5 

April 

1990 

34,7 

32,2 

66,9 

Mai 

1990 

35,3 

32,4 

67,7 

Juni 

1990*) 

34,8 

33,2 

' 68,0 

Juli 

1990*) 

35,0 

33,3 

68,3 

August 

1990*) 

34,8 

33,8 

68,6 


*) vorläufige Zahlen 


erreicht. Vergleichszahlen zur Entwicklung in Europa 
enthält die Antwort zu Frage I. b 1. 

Durch die Spreizung bei der Mineralölsteuer liegt der 
Preis für unverbleites Benzin stets unter dem für die 
vergleichbare verbleite Ware. 

Die Entwicklung der Umstellung auf unverbleite Otto- 
kraftstoffe seit 1985 ergibt sich aus der Tabelle 2 (VK = 
Vergaserkraftstoff, N = Normal, S = Super) in 1 000 t: 


2. Wie hat sich der Benzolgehalt des Ben- 
zins seit der Einführung bleifreien Ben- 
zins entwickelt? 


Der Benzolgehalt ist aufgrund der EG-Benzinbleiricht- 
linie auf 5 Vol. -Prozent begrenzt. 

Aus Überprüfungsaktionen von Ottokraftstoffen, die 
von einzelnen Bundesländern oder im Auftrag des 
Umweltbundesamtes durch geführt worden sind, geht 
hervor, daß der Benzolgehalt im „Ottokraftstoff- Pool" 
der Bundesrepublik Deutschland seit 1986 zwischen 
2,7 und 3,1 VoL-Prozent schwankt. Ziel der Bundesre- 
gierung ist die Herabsetzung des Benzolgehaltes auf 
1 Vol. -Prozent. Der Entwurf einer entsprechenden Ver- 
ordnung wurde der EG -Kommission notifiziert. 


3. Wie haben sich Bestand und Neuzulas- 
sung von Schadstoff reduzierten und 
schadstoffarmen Pkw sowie von Pkw mit 
geregelten Dreiwegekatalysatoren in der 
Bundesrepublik Deutschland entwickelt? 


Im Juni 1990 sind 5,3 Mio. Pkw mit geregeltem Drei- 
wegekatalysator, 9,5 Mio. Schadstoff arme Pkw und 
13,7 Mio. Schadstoff reduzierte Pkw zugelassen. Ca. 95 
Prozent der neu zugelassenen Pkw mit Ottomotor ver- 
fügen über den geregelten Dreiwegekatalysator. Die 
Entwicklung des Bestandes an schadstoffreduzierten 
Pkw stellt sich von 1987 bis 1990 wie folgt dar: 


Tabelle 2 

Absatz Vergaserkraftstoff in der Bundesrepublik Deutschland in 1 000 1 

1985 1986 1987 1988 1989 


VK-N verbleibt 

9 643 

8 197 

5 918 

13^) 


_ 

VK-S verbleibt 

13 280 

13 319 

12 682 

14 435 

10 

764 

VK-N unverbleibt 

173 

1 832 

4 220 

7 350 

8, 

475 

VK-S unverbleibt 

43 

815 

2 215 

4 221 

6 

727 


Verbot von verbleitem VK-N ab 1. Februar 1988 
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Tabelle 3 


Entwicklung des Bestandes an Schadstoff reduzierten Pkw: 

31. 12. 1987 

Pkw insgesamt; 28 304 184 

31. 12. 1988 

29 190 322 

31. 12. 1989 

30 152 399 

30. 06. 1990 

30 684 811 

darunter 

- schadstoffreduziert 

6 852 942 

9 482 308 

12 132 606 

13 743 934 

- schadstoffarm 

3 711 582 

5 664 739 

7 838 255 

9 457 278 

- mit geregeltem 

Dreiwegekatalysator 

1 081 737 

2 293 253 

4 010 756 

5 314 235 

Anteil in % am Pkw-Gesamtbestand 

Pkw insgesamt: 

31. 12. 1987 

100 % 

31. 12. 1988 

100 % 

31. 12. 1989 

100 % 

30. 06. 1990 
100 % 

darunter 

- schadstoffreduziert 

24,2 % 

32,5% 

40,2 % 

44,8 % 

- schadstoffarm 

13,1 % 

19,4 % 

26,0 % 

30,8 % 

- mit geregeltem 

Dreiwegekatalysator 

4,4 %* 

9,1 %• 

15,4 %* 

20,0%* 


* bezogen auf Pkw mit Ottomotor 


Entwicklung bei der Neuzulassung schadstoffreduzierten Pkw: 



Dezember 

Dezember 

Dezember 

Juni 


1987 

1988 

1989 

1990 

Pkw insgesamt: 

247 129 

224 398 

212 020 

259 254 

darunter 

- schadstoffreduziert 

228 229 

213 899 

207 207 

255 177 

- Schadstoff arm 

168 916 

166 296 

174 899 

246 922 

- mit geregeltem 

Dreiwegekatalysator 

81 574 

110 999 

144 415 

219 998 

Anteil in % an den Pkw- Neuzulassungen 

Dezember 

Dezember 

Dezember 

Juni 


1987 

1988 

1989 

1990 

Pkw insgesamt: 

100 % 

100 % 

100 % 

100 % 

darunter 

- Schadstoff reduziert 

92,4 % 

95,3 % 

97,7 % 

98,4 % 

- Schadstoff arm 

68,3 % 

74,1 % 

82,5 % 

95,2 % 

- mit geregeltem 

Dreiwegekatalysator 

39,9 %• 

57,4 %* 

76,4 %* 

94,8 % 


* bezogen auf Pkw mit Ottomotor 


4, Wie schätzt die Bimdesregienmg die Ent- 
wicklung der Zulassungsanteüe von 
Fahrzeugen mit der bestverfügbaren 
Technologie zur Abgasreinigung in der 
nächsten Zukunft auf der Grundlage der 
vom Deutschen Bundestag verabschiede- 
ten Novelle zum Kraftfahrzeugsteuerge- 
setz ein? 

Wann werden die deutsche Automobüin- 
dustrie und der Import nach Einschätzung 
der Bundesregierung Ottomotorfahrzeu- 
ge in der Bundesrepublik Deutschland 
nur noch mit geregeltem Dreiwegekataly- 
sator anbieten? 


Die Bundesregierung erwartet für Anfang 1991 eine 
vollständige Durchsetzung (über 99 Prozent) des gere- 
gelten Dreiwegekatalysators bei Neufahrzeugen mit 
Ottomotor. Ein von der EG -Kommission vorgelegter 
Richtlinienentwurf sieht ab Ende 1992 EG-weit Grenz- 
werte vor, die den geregelten Dreiwegekatalysator bei 
allen neu in den Verkehr kommenden Otto -Pkw erfor- 
dern. 

Der geregelte Dreiwegekatalysator ist praktisch bereits 
heute mit einem Zulassungsanteil von über 95 Prozent 
bei den Neufahrzeugen mit Ottomotor durchgesetzt. 
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5. Welche Auswirkung erwartet die Bundes- 
regierung von der vom Deutschen Bun- 
destag verabschiedeten Novelle zum 
Kraftfahrzeugsteuergesetz auf die Nach- 
rüstung von im Verkehr befindlichen Pkw 
auf Schadstoff armen Betrieb? 


Bis zum l.Mai 1990 wurde die Nachrüstung von ca. 
100 000 Pkw nach der Novelle des Kraftfahrzeugsteu- 
ergesetzes gefördert. Dem Gesetzentwurf liegt die 
Annahme von insgesamt 400000 Nachrüstungen bis 
zum 1. Juli 1991 zugrunde. 


6. Welche Informationen hat die Bundesre- 
gierung über Möglichkeiten zur weiteren 
Verbesserung des Emissionsverhaltens 
bei verbrauchsarmen Dieselmotoren? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Anrei- 
ze für den Einsatz Schadstoff- und ver- 
brauchsarmer Dieselmotoren zu schaffen? 


Im Vergleich mit Ottomotoren mit geregeltem Kataly- 
sator treten bei heutigen Dieselmotoren vor allem 
höhere NOx-, PAH- und SO 2 - Emissionen sowie die 
dieselspezifischen Partikelemissionen auf. Während 
die Partikelemission durch motorische Maßnahmen 
und Partikelfilter in Zukunft bis zu 90 Prozent gemin- 
dert werden kann, lassen sich die PAH- Emissionen 
durch den Einsatz von Oxidations-Katalysatoren um 40 
bis -80 Prozent verringern. Die S02-Emission könnte 
durch eine Herabsetzung des zulässigen Schwefelge- 
haltes im Dieselkraftstoff von heute 0,2 Gew. -Prozent 
auf 0,05 Gew, -Prozent um etwa 75 Prozent gemindert 
werden. Die S02-Emissionen des Verkehrs betragen 
jedoch nur 5,7 Prozent der S02-Gesamtemissionen. 

Als problematisch erweist sich nach wie vor die NOx- 
Minderung, da motorische Maßnahmen hierfür auf- 
grund bestehender technischer Zielkonflikte nur in 
beschränktem Umfang mögtich sind und eine wirk- 
same Abgasnachbehandlung bisher nicht entwickelt 
werden konnte. Allerdings könnte die Entwicklung 
einer wirksamen Partikelfiltertechnik bei Diesel- Pkw 
wesentlich dazu beitragen, mehr Spielraum für Maß- 
nahmen zur NOx-Minderung zu gewinnen. 

Verbrauchsgünstige dir ekteinspritz ende Dieselmoto- 
ren, die in einzelnen Fällen zunehmend auch im Pkw- 
Bereich Verwendung finden, weisen gegenüber den 
heutigen Vor- und Wirbelkammer-Motoren noch ten- 
denzmäßig höhere NOx- und Partikelemissionen auf. 
Auch die Geräuschemission kann deutlich höher sein, 
sofern keine wirksame Motorkapselung eingesetzt 
wird. 

Die Bundesregierung hat zwischenzeithch den gesetz- 
gebenden Körperschaften einen Gesetzentwurf zuge- 
leitet, der für besonders Schadstoff arme Diesel-Perso- 
nenkraftwagen die Aufnahme einer steuerhchen För- 
derung vorsieht, wenn neben den gasförmigen Schad- 
stgffgrenzwerten der Anlage XXIII zur StVZO ein nach 
dieser Vorschrift ermittelter besonders strenger Parti- 
kelgrenzwert von 0,08 g/km eingehalten wird. 


Die Bundesregierung hält die z. Z. in der EG für Diesel- 
Personenkraftwagen festgelegten bzw. die von der 
EG-Kommission vorgeschlagenen Schadstoffgrenz- 
werte für unbefriedigende Förderungsgrundlagen. 

Durch die vorgeschlagene Fördermaßnahme für 
besonders Schadstoff arme Diesel- Personenkraftwagen 
ist die Förderung so gestaltet, daß ein Anreiz zum 
Einsatz fortschrittlicher Technologie zur Schadstoff- 
minderung besteht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Kraftfahrzeug- 
steuer umzustellen und an eine emissionsbezogene 
Bemessungsgrundlage anzuknüpfen. Durch die 
Bemessung nach den Schadstoffemissionen eines 
Fahrzeuges sollen marktwirtschaftliche Anreize zur 
Beeinflussung der Fahrzeugtechnik eingeführt wer- 
den. Hierdurch ergibt sich für alle Fahrzeuge, also 
auch für Diesel-Fahrzeuge, ein Anreiz zu schadstoffär- 
meren und verbrauchsärmeren Motoren. 


7. Wie sind die Grenzwerte für Schadstoffe 
im Abgas von Nutzfahrzeugen seit 1983 
vermindert worden? 


Seit 1974 ist die Abgasrauchtrübung von Dieselmoto- 
ren entsprechend der Richtlinie 72/306/EWG auf der 
Basis der E CE- Regelung 24 limitiert. 

Am 17. Juli 1986 wurde die ECE-Regelung 49 in deut- 
sches Recht übernommen, die erstmals eine Begren- 
zung der gasförmigen Emissionen schwerer Nutzfahr- 
zeuge vorsieht. Die EG -Richtlinie 88/77/EWG vom 
3. Dezember 1987 hat diese Grenzwerte um 20 Prozent 
herabgesetzt. Für neue Motortypen gelten sie seit dem 
1. Juh 1988 und für alle in den Verkehr kommenden 
schweren Nutzfahrzeuge ab 1. Oktober 1990. Die deut- 
sche Automobilindustrie hält freiwillig diese Grenz- 
werte bereits seit dem 1. Januar 1986 bei neuen Model- 
len ein. Die EG-Kommission hat am 21. Mai 1990 einen 
Richtlinienvorschlag vorgelegt, der eine weitere Her- 
absetzung der gasförmigen Emissionen (NOx, HC, CO) 
und erstmals eine Begrenzung der Partikelemissionen 
in zwei Stufen ab 1992/93 und 1996/97 vorsieht. 


8. Etwa 70 Prozent der Partikelemissionen 
des Straßenverkehrs stammen von Lkw. 

Was hat die Bundesregierung zur Ent- 
wicklung des Lkw-Rußfüters veranlaßt? 

Welche Rolle spielt die Bundesrepublik 
Deutschland im weltweiten Vergleich bei 
der Entwicklung der Rußfiltertechnik? 


Die Entwicklimg der Rußfiltertechnik wurde und wird 
durch mehrere vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie bzw. Bundesmmister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit geförderte Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben forciert. Eine besondere 
Bedeutung hat der vom Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit im Rahmen des In- 
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vestitionsprogramms zur Verminderung von Umwelt- 
belastungen im März 1989 gestartete Rußfilter-Groß- 
versuch, in dem Nutzfahrzeuge mit Rußfilteranlagen 
verschiedener Hersteller ausgestattet und unter defi- 
nierten Randbedingungen erprobt werden. Es handelt 
sich um die weltweit größte Erprobung der Rußfilter- 
rechnik. Durch diesen Großversuch, der mit insgesamt 
ca. 25 Mio. DM gefördert wird, soll der serienmäßige 
Einsatz der Rußfiltertechnik beschleunigt und die ver- 
gleichende Bewertung verschiedener Systeme ermög- 
licht werden. Aufgrund der großen Nachfrage, vor 
allem von Städten und Gemeinden, konnten bereits bis 
zum April des Jahres Anträge für über 1 500 Fahrzeuge 
bewilligt werden. 

Unter Einbeziehung der erheblichen Anstrengungen 
der Nutzfahrzeughersteller und der Zuhef er- Industrie 
zur Entwicklung der Rußfiltertechnik ist die Bundesre- 
publik Deutschland als international führend auf die- 
sem Gebiet zu bezeichnen. 


9. Welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, zumindest die deutschen 
Nutzfahrzeughersteller zu einer freiwilh- 
gen Selbstverpflichtung zur Einhaltung 
strenger Grenzwerte im Vorgriff auf EG- 
Regelungen zu bewegen? 

Können Benutzervorteile für besonders 
schadstoffarme Nutzfahrzeuge in Be- 
tracht kommen? 


Bereits 1985 hatten die deutschen Nutzfahrzeugher- 
steller der Bundesregierung zugesagt, ab 1. Januar 
1986 freiwillig und im Vorgriff auf eine spätere Richtli- 
nie der EG (88/77/EWG) für neue Motortypen die um 
20 Prozent verminderten Grenzwerte der ECE-Rege- 
lung 49 einzuhalten. Darüber hinaus berichtet die 
Automobilindustrie entsprechend ihrer Zusage in jähr- 
hchem Abstand über die Fortschritte bei der Entwick- 
lung der Rußfilter. 

Die in der EG neu festzulegenden Grenzwerte sollten 
schnellstmöglich in der Bundesrepublik Deutschland 
durchgesetzt werden. 

Die Einführung besonders schadstoffarmer Nutzfahr- 
zeuge, die zukünftige EG-Grenzwerte bereits heute 
einhalten oder unterschreiten, soll durch eine „Defi- 
nition emissionsarmer Nutzfahrzeuge" in der StVZO 
forciert werden. Die Definition soll anspruchsvolle 
Lärm- und Schadstoffgrenzwerte beinhalten und sich 
an der Möglichkeit der Rußfiltertechnik orientieren. 

Benutzervorteile können dann auf der Grundlage des 
geltenden Straßenverkehrsrechts (§ 6 Abs. 1 Nr. 15 
StVG, § 45 StVO Abs. 1 und Abs. 2) durch die zuständi- 
gen Straßenverkehrsbehörden gewährt werden. 


10. Welche Verdunstungsemissionen erge- 
ben sich insgesamt im Mineralölbereich 
in welchen Mengen, auf welchen Produk- 
tions- bzw. Belieferungsstufen imd im ge- 
samten Verkehrsbereich? 


Das Umweltbundesamt schätzt die Verdunstungsemis- 
sionen von der Raffinerie bis zur Tankstelle (Raffine- 
rien, Umschlaglager und Tankstellenbelieferung) auf 
ca. 100 000 t/a. Weitere 45 000 t/a werden beim Betan- 
ken frei. Ca. 260 000 t/a verdunsten aus den KFZ durch 
Tankatmung und nach dem Abstellen. Während der 
Fahrt treten auch Verdunstungsemissionen auf, die 
jedoch zur Zeit nicht genau angegeben werden 
können. 


11. Beabsichtigt die Bundesregierung weite- 
re Initiativen zur Verringerung von Ver- 
dunstungsemissionen im Raffinerie-, 
Tankstellenbelieferungs- und Betan- 
kungsbereich? 

Hat die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang Gespräche mit den Unter- 
nehmen der Mineralölwirtschaft und den 
AutohersteUem geführt, um die Möglich- 
keiten von freiwilligen Lösungen zur Ver- 
ringerung der Emissionen auszuloten? 


Gespräche haben auf den verschiedenen Ebenen zahl- 
reich stattgefunden. Konkrete freiwilhge Lösungen, 
die einen adäquaten Effekt gewährleisten könnten, 
wurden nicht angeboten. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat einen Verordnungsentwurf zur 
Verminderung der Verdunstungsemissionen, der für 
den Bereich der nichtgenehmigungsbedürftigen An- 
lagen gelten soll, vorgelegt. Dieser Entwurf war am 
4./5. September 1990 Gegenstand einer Anhörung 
nach § 51 BImSchG. Das Ergebnis wird z. Z. ausgewer- 
tet. Die Verordnung erfaßt die Verteilungs kette von 
den kleineren Umschlaglagern über die Tankstellen 
einschließlich der Pkw-Betankung. Für Raffinerien und 
größere Umschlaglager enthält bereits die TA Luft 86 
wirksame Anforderungen zur Begrenzung der Verdun- 
stungsemissionen. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung die 
verschiedenen Möglichkeiten, die Ver- 
dunstungsemissionen bei der Betankung 
von Kraftfahrzeugen weiter zu redu- 
zieren? 

Welche Maßnahmen sind geplant? 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit stützt sich bei seiner Bewertung u. a. 
auf eine vergleichende Untersuchung des TÜV Rhein- 
land e.V., wonach die Tankstellenlösung erheblich 
schneller als die fahrzeugseitige Lösung einzuführen 
sei. Hinsichtlich der Wirksamkeit werden beide 
Lösungswege etwa gleich bewertet. Langjährige 
Erfahrungen mit den Gaspendelverfahren liegen in 
den USA vor. Benachbarte europäische Staaten haben 
Vorschriften zur Anwendung dieser Technik erlassen 
(z. B. Schweiz) oder bereiten entsprechende Vorschrif- 
ten vor (z. B. Schweden, Niederlande, Dänemark). In 
den USA ist über eine bundesweite Einführung von 
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Minderungstechniken für die Betankungsenüssionen 
noch nicht entschieden worden. Im übrigen siehe Ant- 
wort zu Frage Lall. 


13. Durch welche Maßnahmen beabsichtigt 
die Bundesregierung, künftig den Kraft- 
stoffverbrauch und damit die C 02 -Emis- 
sionen des Verkehrs zu senken? 


Die Bundesregierung hat eine Interministerielle 
Arbeitsgruppe eingesetzt, die dem Bundeskabinett 
einen Sachstandsbericht sowie - soweit möghch - erste 
entscheidungsreife Vorschläge bis November dieses 
Jahres vorlegen soll. 

Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregienmg 
- Drucksache 11/7603 - vom 23.Juh 1990 auf die 
Kleine Anfrage der SPD „Kfz -Verbrauchswerte" ver- 
wiesen. 


14. Wie ist der Stand der Vorbereitungen zur 
Umstellung der Kraftfahrzeugsteuer auf 
eine emissionsbezogene Grundlage unter 
Einbezug des klimarelevanten CO 2 mit 
dem Ziel der Entwicklung Schadstoff- und 
verbrauchsärmerer Kraftfahrzeuge? 


Hierzu wird auf die Antwort der Bundesregierung - 
Drucksache 11/7365 - vom 11. Juni 1990 zur Kleinen 
Anfrage der SPD „Emissionsbezogene Kfz- Steuer" 
verwiesen. 


15. Wie schätzt die Bundesregierung im Hin- 
blick auf die von ihr durchgesetzten und 
geplanten Maßnahmen die künftige Ent- 
wicklung der Schadstoffemissionen des 
Verkehrs ein? 

Wie ist diese Entwicklung im Vergleich 
mit den Vereinigten Staaten und Japan 
zu beurteilen? 


Sofern nicht zusätzliche Maßnahmen, insbesondere 
zur Verlagerung des Güterverkehrs auf umweltscho- 
nende Verkehrsmittel erfolgen, ist nach Berechnungen 
des Umweltbundesamtes mit folgender Entwicklung 
der Schadstoffemission (unter Einbezug der geplanten 
und durchgeführten Maßnahmen und der erwarteten 
Verkehrsentwicklung^), jedoch ohne Berücksichtigung 
der Auswirkungen der deutsch-deutschen Einigung 
und der Öffnung Osteuropas auf den Verkehr) zu 
rechnen: 


Tabelle 4 

in (1000 t) 

1985 

1986 

1989 

1998 

2005 

CO- Verkehr insges. 

6 320 

6 590 

6 180 

3 060 1 630 

davon Pkw 

5 840 

6 HO 

5 680 

2 620 1 320 

davon Nutzfahrzeuge 

120 

130 

140 

150 

140 

HC- Verkehr insges. 

1 240 

1 290 

1 270 

680 

360 

davon Pkw*) 

1 030 

1 070 

1 030 

440 

160 

davon Nutzfahrzeuge 

100 

100 

120 

130 

130 

NOx-Verkehr insges. 

1 700 

1 780 

1 840 

1 400 1 030 

davon Pkw 

1 010 

1 060 

1050 

560 

290 

davon Nutzfahrzeuge 

480 

500 

570 

630 

540 

Partikel- Verkehr 

63 

66 

69 

64 

51 

ingesamt 






davon Pkw 

13 

14 

13 

11 

8 

davon Nutzfahrzeuge 

35 

37 

42 

41 

32 


* ) einschließlich Kraftstoffverteüung und Verdunstungsemis- 
sionen 

1) Für Pkw wird ein Anstieg der Fahrleistung von jährlich 1,9 
Prozent von 1988 bis 1998 imd von jährlich 1,1 Prozent von 
1998 bis 2005 angenommen. Bei den Nutzfahrzeugen wird 
ein Anstieg der Fahrleistungen auf Bundesautobahnen 
von jährlich 3 Prozent von 1988 bis 1998 und von jährlich 2 
Prozent von 1998 bis 2005 unterstellt. Auf den übrigen 
Straßen wird mit einem Anstieg der Fahrleistungen für 
Nutzfahrzeuge von 0,5 Prozent jährlich von 1988 bis 2005 
gerechnet. 

Vergleichbare Zahlen für die USA und Japan liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 


16. Wie war die bisherige Entwicklung des 
Kraftstoffverbrauchs und damit der CO 2 - 
Emissionen der Kraftfahrzeuge ein- 
schließlich der Lkw in der Bundesrepu- 
blik Deutschland seit 1970, und welche 
weitere Entwicklung erwartet die Bun- 
desregierung? 


Die Entwicklung des Kraftstoffverbrauchs und der 
C02-Emissionen des Straßenverkehrs stellte sich in der 
Bundesrepubhk Deutschland in der Vergangenheit 
nach Berechnungen des Umweltbundesamtes wie folgt 
dar: 
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Tabelle 5 


Kraftstoffverbrauch 


C02-Emissionen 


Straßen- Straßen- 
verkehr . verkehr 


in (1000 t) 

Pkw 

Nfz 

insgesamt 

Pkw 

Nfz 

insgesamt 

1970 

15 300 

5 600 

21 500 

48 000 

17 400 

65 400 

1975 

18 800 

5 900 

26 600 

61 300 

18 700 

80 000 

1980 

24 400 

8 000 

33 400 

75 900 

25 000 

100 900 

1985 

26 100 

8 200 

34 600 

82 200 

25 900 

108 100 

1987 

28 200 

8 700 ’ 

38 000 

91 100 

27 500 

118 600 

1989 

29 700 

9 800 

40 100 

93 500 

30 800 

123 300 


Die Bundesregierung strebt als wichtigen Baustein 
eines Gesamtkonzepts an, die energiebedingten Emis- 
sionen von Kohlendioxid (CO 2 ) deutlich zu senken. Sie 
hat eine Interministerielle Arbeitsgruppe eingesetzt, 
die sich bei der Erarbeitung von Vorschlägen an einer 
25prozentigen Reduzierung der gesamten C02-Emis- 
sionen in der Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Jahre 2005 - bezogen auf das Emissionsvolumen des 
Jahres 1987 - orientiert und Möglichkeiten einer 
Minderung weiterer energiebedingter Treibhausgase 
prüft. 


17. Welche Erfahrungen liegen der Bundes- 
regierung über die zur Zeit geltenden Ab- 
gassonderuntersuchungen (ASU für Otto- 
motoren) vor? 


Die Bundesregierung hat zuletzt am 26. Juni 1986 
(Drucksache 10/5791) in der Beantwortung einer Klei- 
nen Anfrage ausführlich über die Erfahrungen mit der 
z. Z. geltenden ASU für Pkw mit Ottomotoren (ASU I) 
berichtet. 

Neuere Erhebungen der. Technischen Überwachungs- 
Vereine aus dem Jahre 1987 zeigen, daß von den zur 
ASU vorgestellten Pkw ca. 30 Prozent (im Jahr 1985) 
bzw. ca. 50 Prozent (im Jahr 1986) fehlerfrei waren. 
Von den nicht einwandfreien Fahrzeugen mußte nur 
ein kleiner Teil von weniger als 5 Prozent mit schwer- 
wiegenden Mängeln ohne Erteilung einer ASU- Pla- 
kette in die Werkstatt geschickt werden, die anderen 
waren nach einfachen Einstellarbeiten einwandfrei. 

Eine Fehleranalyse zeigte, daß die hauptsächlichen 
Fehleinstellungen und Defekte am Gemischbildner 
(CO-Gehalt im Leerlauf, Leerlauf drehzahl) auftraten, 
während die Zündanlagen seltener Anlaß zu Beanstan- 
dungen gaben. Während es bei den Gemischbildnern 
keine Unterschiede zwischen Vergaser und Einspritz- 
anlagen gab, zeigten elektronische Zündanlagen 
gegenüber konventionellen Zündungen deutlich weni- 
ger Beanstandungen. 


Anfang 1990 ist es gelungen, ein Konzept für die Wei- 
terentwicklung der Abgassonderuntersuchung zu erar- 
beiten, das grundsätzlich breite Zustimmung fand. 

Die Bundesregierung geht nach derzeitigem Kenntnis- 
stand davon aus, daß die Abgassonderuntersuchung 
für Kraftfahrzeuge mit Dieselmotor und für schadstoff- 
arme Kraftfahrzeuge mit Ottomotor nach diesem Kon- 
zept in der zweiten Hälfte des Jahres 1991 eingeführt 
werden kann. Zur Zeit laufen die notwendigen Vorar- 
beiten. Dazu gehören der Praxistest des Prüfverfahrens 
für Kraftfahrzeuge mit lambda-geregelter Gemischauf- 
bereitung und Dreiwegekatalysator sowie die Entwick- 
lung serienreifer, eichfähiger und werkstattauglicher 
Meßgeräte. 


19. Wie beurteilt die Bundesregierung die 
Einführung lösungsmittelarmer Lackier- 
anlagen durch deutsche Automobilher- 
steller? 


Durch verstärkten Einsatz lösemittelarmer Lacke und 
die Einführung von Abgasreinigungssystemen konnte 
im Bereich der Automobillackier anlagen eine erheb- 
liche Verbesserung des Standes der Technik erreicht 
werden. Die verschiedenen Möglichkeiten zur Emis- 
sionsminderung werden in unterschiedlichen Kombi- 
nationen bereits teilweise praktiziert. Die Bundeslän- 
der haben sich auf eine einheitliche Konkretisierung 
der Dynamisierungsklausel der Nr. 3.3.5. 1 der TA Luft 
geeinigt. Darüber hinaus werden lösemittelarme Lacke 
weiterentwickelt, um sie für alle Anwendungsbereiche 
als Alternative zur Abgasreinigung zur Verfügung zu 
stellen. Sie dürften erst mittelfristig zu erwarten sein. 

Die Einführung lösungsmittelarmer Lacke (Wasser- 
lacke) führt einerseits zu einer erheblichen Reduzie- 
rung der Luftbelastung. Andererseits ist zu erwarten, 
daß der Anfall von Lackschlämmen beim Einsatz von 
Wasserlacken wegen der schlechteren Ausnutzung der 
Festkörperteile bei der Spritzapplikation erhöht wird. 
Eine Verwertung der Lackschlämmer erscheint mög- 
lich. Hierzu laufen Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben. 


18. Wie ist der Stand der Vorbereitung der 
Einführung einer ASU für Pkw mit Kata- 
lysator, für Diesel-Pkw und für Lkw? 
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20. Wie fördert die Bundesregierung die Ent- 
wicklung neuer umweltfreundlicher An- 
triebssysteme und Kraftstoffe? 

Welche Entwicklungschancen sieht die 
Bundesregierung für Antriebssysteme, 
die den hohen Reinigungsgrad des gere- 
gelten Dreiwegekatalysators mit extrem 
niedrigem Kraftstoffverbrauch und ent- 
sprechend niedrigen C02-Emissionen 
verbinden? 


Die Bundesregierung hat im Zeitraum von 1974 bis 
1989 zahlreiche Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben zum Thema alternative Kraftstoffe und Antriebe 
gefördert: 

— Alkoholkraftstoffe, insbesondere die Methanoltech- 
nologie, mit 92 Mio. DM, 

— Wasserstofftechnologie mit 41 Mio. DM, 

— Elektrofahrzeuge (Transporter und Busse) mit 45 
Mio. DM, 

— Elektrospeicher, insbesondere Hochenergiebatte- 
rien wie z. B. die Natrium -Schwefel- Batterie, mit 
101 Mio. DM (vgl. Dritte Fortschreibung des Berich- 
tes über die Förderung des Einsatzes von Elektro- 
fahrzeugen - Drucksache 11/5013 - vom 27. Juli 
1989). 

Derzeit fördert die Bundesregierung Untersuchungen 
zum Einsatz von Pflanzenöl in Dieselmotoren mit 5,3 
Mio. DM. Weitere Grundlagenuntersuchungen und 
Modellvorhaben mit Rapsöl und Rapsölmethylester für 
den Einsatz in Kraftfahrzeugen sind vorgesehen. Auch 
bei den Alkoholkraftstoffen (Methanol und Ethanol) 
wird ein weiterführendes Projekt (Multi-Fuel) disku- 
tiert. 

Die Bundesregierung hat daneben auch zahlreiche 
Projekte zur Verbesserung der konventionellen Otto- 
und Dieselmotoren gefördert. Um das niedrige Schad- 
stoffniveau des Dreiwegekatalysatorkonzeptes auch 
mit optimalem Kraftstoffverbrauch zu kombinieren, 
wurde z.B. ein Vorhaben „Neue ottomotorische 
Abgaskonzepte" mit 6,6 Mio. DM gefördert. Ebenso 
gefördert wurde die 1. Phase (mit 3 Mio. DM bis 1990) 
des Projekts „Öko-Polo" zur Entwicklung eines 
umweltfreundlichen, verbrauchsarmen Stadtfahr- 
zeugs. 

Um die Schadstoffemissionen des Dieselmotors weiter 
zu reduzieren, unterstützt die Bimdesregierung ver- 
schiedene Forschungsvorhaben, nämhch das Verbund- 
projekt „Rußminderungsmaßnahmen bei Dieselmoto- 
ren" mit 14 Mio. DM (1984 bis 1990), das Projekt 
„Schadstoff armer Dieselmotor mit Katalysator" bei 
Verwendung schwefelarmen Dieselkraftstoffs mit 2,2 
Mio. DM (1988 bis 1991) und das Projekt „Evolutionary 
Diesel Engine" (EDE 2000) mit 3 Mio. DM (1988 bis 
1992). 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei Pkw 
mit geregeltem Dreiwegekatalysator wie auch beim 
Dieselmotor erhebhche Verbrauchsminderungen mög- 
hch sind. Mit einzelnen Versuchsfahrzeugen wurde ein 
Verbrauch von unter 51/100 km erreicht. 


21 . Wie bewertet die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang die C02-Emissionen 
von Verbrauchs- und schadstoffarmen 
Dieselmotoren im Vergleich zu Ottomoto- 
ren mit Dreiwegekatalysator? 


Diesel- Pkw verbrauchen in der Praxis 10 bis 30 Prozent 
weniger Kraftstoff als gleichstarke und gleichschwere 
Pkw mit Ottomotoren. Dies liegt zum einen an dem 
günstigeren thermodynamischen Wirkungsgrad des 
Dieselmotors insbesondere im Teülastbereich und zum 
anderen an der Tatsache, daß Dieselmotoren allgemein 
in Konstruktion und Auslegung mehr nach Ver- 
lu auchskriterien entwickelt werden, während beim 
Ottomotor oft fahrdynamische Gesichtspunkte wie 
Beschleunigung und Geschwindigkeit im Vordergrund 
stehen. Bei der Verbrennung des Dieselkraftstoffs ent- 
stehen 13 Prozent mehr CO 2 als bei der Verbrennung 
von Ottokraftstoff gleichen Volumens. Dies relativiert 
die Vorzüge des Dieselmotors bezüglich der CO 2 - 
Emissionen. Eine quantitative Bemessung, welches 
Potential der C02-Minderung in Zukunft durch den 
Ersatz von Ottomotoren durch Dieselmotoren erreich- 
bar ist, ist derzeit nicht möglich, da bei Ottomotoren 
noch ein erhebüches Potential zur Kraftstoffeinsparung 
vorhegt. Auch der Dieselmotor bietet insbesondere 
durch Übergang zur Direkteinspritzung weitere Ent- 
wicklungsmöghchkeiten. In diesem Zusammenhang 
verweist die Bundesregierung auf ihren Gesetzentwurf 
zur Förderung des besonders Schadstoff armen Diesel- 
Pkw BR-Drucksache 558/90. 


22. Welche sonstigen ökonomischen Instru- 
mente zur Förderung schadstoffarmer 
Autos und Lkw und zur Reduzienmg der 
Schadstoffemissionen aus dem Verkehrs- 
bereich hält die Bundesregierung für 
möqhch und notwendig? 


Die steuerhche Förderung schadstoffarmer Pkw hat 
sich außerordentlich bewährt. Ziel der Bundesregie- 
rung ist die generelle Umstellung der Kfz-Steuer auf 
Emissionsbezug. Die Interministerielle Arbeitsgruppe 
zur Erarbeitung von Maßnahmen zur C02-Minderung 
prüft auch die Einführung einer CO 2 - Abgabe bzw. 
-Steuer (Klimaschutzsteuer). 


h) Entwicklung im internationalen Bereich 

1 . Wie hat sich die Umstellung auf bleifreies 
Benzin im europäischen Ausland entwik- 
kelt? 

Wie verhef die Preisentwicklung für blei- 
freies Benzin im Vergleich zu der blei- 
haltigen Benzins in den einzelnen euro- 
päischen Staaten? 

Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten kann 
die Bundesrepubhk Deutschland den größten Anteil 
bleifreien Benzins am Gesamtabsatz vorweisen. Ledig- 
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Tabelle 6 

Anteil des Absatzes von bleifreiem Benzin 
- in % - 

1989 1988 


BRep. Deutschland 

59 

44 

Österreich 

50 

* 

Dänemark 

41 

33 

Schweden 

40 

♦ 

Schweiz 

38 

* 

Niederlande 

31 

26 

Norwegen 

26 

♦ 

Großbritannien 

24 

1 

Belgien 

9 

0,5 

Frankreich 

8 

0,2 

Irland 

Italien 



Spanien 

Griechenland 

> unter 1 

> unter 1 

Portugal 



USA 

* 

83 

Kanada 

* 

63 

Japan 

* 

100 


Quellen: EG-Länder: EG-Kommission, Nicht EG-Länder: 
ADAC, Octel 
* nicht verfügbar 


lieh Österreich hat einen ähnlich hohen Anteil blei- 
freien Benzins erreicht, die übrigen Staaten liegen weit 
darunter; fünf Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
lagen 1989 nur bei etwa 1 Prozent (vgl. Tabelle 6). 

Da in einer Reihe von europäischen Staaten - ebenso 
wie in der Bundesrepublik Deutschland - kein verblei- 
tes Normalbenzin mehr angeboten wird, können nur 
die Preise des verbleiten und unverbleiten Superben- 
zins verglichen werden. Die Aufstellung (vgl. Tabelle 
7) zeigt, daß in der Bundesrepublik Deutschland das 
unverbleite (Super-)Benzin im Vergleich zu den ande- 
ren europäischen Nachbarländern sehr preisgünstig 
angeboten wurde. 


2. Wie haben sich Bestand und Neuzulas- 
sung von schadstoffarmen Pkw sowie von 
Pkw mit geregeltem Dreiwegekatalysator 
in EG-Mitgliedstaaten entwickelt? 

Nach einer Umfrage der Vertretungen der Bundes- 
republik Deutschland in den einzelnen EG-Mitglied- 
staaten (Angaben aus Belgien und Dänemark liegen 
nicht vor) hat es 1989 in den einzelnen EG-Mitglied- 
staaten bis auf die Niederlande keine nennenswerten 
Anteile von Fahrzeugen mit geregeltem Dreiwegeka- 
talysator gegeben. Für Luxemburg lagen Zahlen für 
1989 noch nicht vor (1988 720 Pkw mit geregeltem 
Dreiwegekatalysator). In den Niederlanden lag danach 


Tabelle 7 

Entwicklung der Durchschnittspreise - in Pf/Liter - für verbleites und unverbleites Benzin in Europa 

1985-1990^) 

1985 1986 1987 1988 1989 1990 


Belgien 


Super unverbleit 
Super verbleit 


Deutschland 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Dänemark 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Spanien 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Frankreich 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Großbritannien 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Griechenland 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Italien 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Irland 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Luxemburg 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Niederlande 

Super unverbleit 
Super verbleit 


179,1 

142,2 

132,8 

131,6 

131,4 

137,0 

172,6 

131,5 

125,4 

123,6 

137,6 

146,0 

137,7 

105,9 

101,1 

95,1 

113,8 

109,0 

141,2 

109,4 

103,8 

98,7 

123,0 

119,0 

184,8 

178,4 

172,9 

170,5 

175,8 

155,3 

183,3 

183,2 

182,8 

182,3 

189,0 

170,3 

177,0 

155,7 

124,9 

125,9 

130,8 

130,0 

166,0 

131,7 

116,3 

117,2 

124,0 

126,0 

222,0 

200,3 

180,6 

176,6 

168,8 

153,0 

198,0 

155,2 

150,9 

146,5 

157,3 

155,5 


115,5 

115,9 

117,1 

122,2 

114,8 


112,2 

113,0 

118,7 

126,8 

121,3 


124,0 

112,9 

103,1 

93,1 

91,5 


122,0 

105,3 

95,9 

92,4 

97,0 

212,8 

199,0 

191,6 

192,9 

195,6 

192,3 

209,9 

183,9 

188,4 

189,7 

195,0 

199,3 



165,8 

153,6 

163,8 

161,8 



163,0 

153,6 

165,0 

165,0 

137,5 

98,3 

93,3 

92,0 

98,5 

95,5 

139,4 

103,7 

99,3 

101,7 

108,9 

107,8 

175,5 

139,4 

145,3 

140,3 

159,2 

144,5 

178,7 

141,4 

146,9 

144,8 

153,1 

150,8 
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Polen 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Schweiz 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Österreich 

Super unverbleit 
Super verbleit 

Schweden 

Super unverbleit 
Super verbleit 


1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 



169,5 

165,2 

165,3 

163,8 



169,5 

165,2 

166,1 

165,8 

162,0 

133,1 

128,6 

121,8 

128,6 

133,0 

167,2 

136,8 

131,6 

124,8 

134,0 

138,0 

153,1 

119,7 

113,3 

108,6 

114,4 

114,8 

156,8 

126,5 

120,4 

117,2 

123,6 

123,5 

161,6 

128,7 

. 116,5 

118,8 

138,3 

157,8 

164,4 

132,3 

121,6 

124,8 

144,3 

165,3 


bis Aprü 1990 

der Bestand an Fahrzeugen mit geregeltem Katalysator 
1989 bei 395 000 Fahrzeugen, d. h. ca. 9 Prozent des 
Bestandes. , 


3. In Anbetracht der grenzüberschreitenden 
Luftverunreinigungen und des zuneh- 
menden grenzüberschreitenden Verkehrs 
ist die internationale Harmonisierung der 
Kfz-Abgaspolitik zwingend. 

Wie schätzt die Bundesregierung die um- 
weltpolitischen Auswirkungen des 
Grundsatzbeschlusses des EG-Umwelt- 
ministerrates vom 9. Juni 1989 ein, nach 
dem die EG -Mitgliedstaaten erstmals in 
der europäischen Kfz- Abgasgesetzge- 
bung auf die Einführung der bestverfüg- 
baren Technologie zur Abgasreinigung 
ab 1992 rechtlich verpflichtet werden 
sollen? 

Die Bundesregierung begrüßt, daß es mit dem Grund- 
satzbeschluß, der mittlerweile als EG-Richtlinie 89/ 
458/EWG vorliegt, gelungen ist, den geregelten Drei- 
wegekatalysator EG-weit durchzusetzen. Dies zeigt 
auch der nun vorliegende Vorschlag cfer EG-Kommis- 
sion KOM (89) 662 vom 2. Februar 1990 zur Änderung 
der bisherigen EG-Richtlinie. Nach heutigem Stand ist 
davon auszugehen, daß die dort vorgeschlagenen 
Grenzwerte von Ottomotor- Pkw nur dann einzuhalten 
sind, wenn sie über einen geregelten Dreiwegekataly- 
sator verfügen. 


4. Wie schätzt die Bundesregierung die 
Möglichkeiten ein, ihre Ziele im Hinblick 
auf die Begrenzung der Verdunstungs- 
emissionen im Mineralöl- und Verkehrs- 
bereich sowie der Dauerhaltbarkeit und 
Wirksamkeit der Abgasreinigungssyste- 
me auch in höheren Geschwindigkeitsbe- 
reichen EG-weit durchzusetzen? 


dem bisherigen ECE-Stadt-Zyklus und einem neu defi- 
nierten Außerorts Zyklus mit einer Maximalgeschwin- 
digkeit von 120 km/h zusammensetzt. 

Bezüglich der Begrenzung der Verdunstungsemissio- 
nen im Mineralölbereich hat der Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit einer 
Rechts Verordnung, die den gesamten Bereich der nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen bis zur Tankstelle 
umfaßt, vorgelegt. Siehe Antwort zu 1. a 12. 


5. Welche Ziele verfolgt die Bundesregie- 
rung zur EG-weiten weiteren Herabset- 
zung der Abgasgrenzwerte für schwere 
Nutzfahrzeuge? 


Die Bundesregierung strebt für 1992/93 folgende 
Grenzwerte an: 

NOx- 9,0 g/kWh 
CO- 4,9 g/kWh 
HC- l,23g/kWh 
Partikel- 0,35 g/kWh. 

Sie bedeuten gegenüber der derzeit geltenden Richt- 
linie eine Minderung um 60 Prozent bei CO, um 53 Pro- 
zent bei HC und 43 Prozent bei NOx- 

In einer 2. Stufe ab 1995/96 strebt die Bundesregierung 
eine weitere Verschärfung der Grenzwerte an. Für 
NOx sollen mindestens 7 g/kWh und für Partikel 
0,15 g/kWh erreicht werden. 


6. Welche Ziele verfolgt die Bundesregie- 
rung zur weiteren EG-weiten Herabset- 
zung der Grenzwerte für die Schadstoff- 
emissionen von leichten Nutzfahrzeugen, 
Krafträdern und Mopeds? 


Der bereits erwähnte Kommissionsvorschlag umfaßt 
erstmals auch Regelungen zur Begrenzung der Ver- 
dunstungsemissionen aus Otto-Pkw nach US-Vorbild. 
Ebenfalls einbezogen in den Richtlinienvorschlag der 
Kommission sind Dauerhaltbarkeitsanforderungen, um 
die optimale Wirksamkeit der Abgasreinigungssy- 
steme über einen möglichst langen Zeitraum zu ge- 
währleisten. 

Im Rahmen der Änderung der EG -Abgasrichtlinien soll 
ein neuer Prüfzyklus festgelegt werden, der sich aus 


Für leichte Nutzfahrzeuge wird in zwei Stufen eine 
Verminderung der gasförmigen Emissionen und der 
Partikelemissionen in der EG angestrebt. In der ersten, 
am 3. Dezember 1987 vom EG-Umweltrat beschlosse- 
nen Stufe (Richtlinie 88/77/EWG) wurden die Kohlen- 
wasserstoffe und Stickoxidemission um 20 Prozent 
gesenkt. In der zweiten Stufe sollen die Umweltauswir- 
kungen der Grenzwerte in Europa den sich aus den 
US- Grenzwerten für gasförmige und partikelförmige 
Schadstoffe ergebenden Auswirkungen gleichwertig 
sein. Die EG-Kommission hat für die zweite Stufe die 
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Beratungen auf genommen. Sie will bis Ende 1990 
einen Richthnienvorschlag vorlegen. 

Die gasförmigen Emissionen von Mopeds und Motor- 
rädern sollen begrenzt und herabgesetzt werden. Mit 
der Sechzehnten Verordnung zur Änderung der Stra- 
ßenverkehrszulassungs- Ordnung vom 14. Juni 1988 
wurden erstmals Grenzwerte für den Ausstoß von Koh- 
lenmonoxid und Kohlenwasserstoff vorgeschrieben, 
die alle ab 1, Januar 1989 erstmals in den Verkehr 
kommenden Fahrzeuge einhalten müssen. Die Fahr- 
zeughersteller können diese Grenzwerte allein mit 
motorischen Maßnahmen einhalten. Der zusätzliche 
Einbau einer modernen Abgasreinigungstechnik ist 
zunächst noch nicht notwendig. 

In einer weiteren Stufe sollen die Grenzwerte entspre- 
chend dem fortgeschrittenen Stand der Technik noch- 
mals herabgesetzt werden. Entsprechende Vorschläge 
werden z. Z. erarbeitet. 


7. Hat die Bundesregierung Initiativen er- 
griffen, um in der EG zu Vereinbarungen 
zu kommen, die eine weitere Senkung 
des Benzolgehaites im Benzin vorsehen? 


Die Bundesregierung hat der EG-Kommission den Ent- 
wurf einer Verordnung zur Herabsetzung des zulässi- 
gen Benzolhöchstgehaltes von 5 VoL -Prozent auf 1 
VoL- Prozent notifiziert. Die Kommission prüft diesen 
Vorschlag und hat dazu zwei Expertengruppen (Aus- 
wirkungen auf die Raffinerien/Umweltauswirkungen) 
unter Beteiligung der EG-Mitgliedstaaten eingesetzt. 


8. Wie schätzt die Bundesregierung die 
Möglichkeit ein, die Qualität des Diesel- 
kraftstoffs, insbesondere im Hinbhck auf 
Schwefelgehalt und Cetanzahl, in der EG 
weiter zu verbessern? 


Auf Initiative der Bundesregierung wird derzeit in der 
EG die Absenkung des Schwefelgehaltes vor dem Hin- 
tergrund einer Absenkung auf einen Wert von 0,05 
Gew. -Prozent erörtert. Als Vorbereitung hierzu hat die 
Bundesregierung im Rahmen eines Forschungsvorha- 
bens die Kosten der Senkung des Schwefelgehaltes 
und der Erhöhung der Cetanzahl EG-weit abschätzen 
lassen. 

Es wird erwartet, daß die EG-Kommission in Kürze 
einen Richtlinienentwurf zur Absenkung des Schwe- 
fel-Grenzwertes für Dieselkraftstoff vorlegt. 


9. Wie ist der Stand der Vorbereitungen zur 
EG- weiten Umstellung der Kraftfahr- 
zeugsteuer auf eine emissionsbezogene 
Bemessungsgmndlage? 


Siehe hierzu Antwort zu Frage I. a 14. 


10. Wird die Bundesregierung bei den EG- 
Verhandlungen zur Angleichung der 
Verbrauchsteuern auf eine Berücksichti- 
gung der umweltpolitischen Gesichts- 
punkte, insbesondere des Ziels der Ver- 
minderung des Kraftstoffverbrauchs und 
damit der CO 2 -Emissionen hin wirken? 


Die Harmonisierung der Mineralölsteuer ist Gegen- 
stand von Erörterungen mit den übrigen Mitgliedstaa- 
ten der EG. Dabei werden auch die Verkehrs- und 
umweltpolitischen Fragen einer möglichen Steuersatz- 
änderung berücksichtigt. 


II. Maßnahmen zur Verminderung des Straßenver- 
kehrslärms 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
wicklung der Geräuschgrenzwerte für Kraft- 
fahrzeuge, Lkw und für motorisierte Zweiräder 
in den letzten zehn Jahren? 


Die Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge werden 
durch die Europäische Gemeinschaft gesetzt. Hier sind 
für die achtziger Jahre deutliche Fortschritte zu ver- 
zeichnen. In einem Dreistufen- Plan werden bzw. wur- 
den die Geräuschanforderungen für Pkw, Lkw und 
Omnibusse verschärft: 

— zum 1. Oktober 1983 wurden die Geräusch grenz- 
werte für Pkw, Lkw und Busse gesenkt, 

— zum l.Oktobr 1985 wurde ein deutlich schärferes 
Geräuschmeßverfahren ein ge führt, das z. B. bei 
schweren Lkw einer Verschärfung um 4 dB(A) 
gleichkommt, 

— zum 1. Oktober 1989 wurden die Grenzwerte für 
Pkw und Busse nochmals gesenkt; eine entspre- 
chende Senkung für Lkw folgt zum 1. Oktober 1990. 

Insgesamt konnten mit diesen Vorschriften in nicht 
mehr als sieben Jahren die Geräuschanforderungen so 
stark verschärft werden, daß beispielsweise zehn Lkw 
oder Busse des Jahrgangs 1990 zusammen nur noch so 
laut sind wie ein einziger Lkw oder Omnibus vom 
Anfang der achtziger Jahre. 

Auch für Motorräder sind die Geräuschgrenzwerte 
durch die Europäische Gemeinschaft festgelegt. Diese 
Grenzwerte wurden zum 1. Oktober 1989 gesenkt; 
eine weitere Herabsetzung erfolgt in den Jahren 1993 
bis 1994. Die Minderung der zweiten Absenkungsstufe 
beträgt bis zu 6 dB(A) gegenüber dem Zeitraum vor 
1. Oktober 1989. 

Bei den geschwindigkeitsbegrenzten Zweirädern 
(Moped/Mokick und Mofa) sind die Geräuschgrenz- 
werte in der StVZO festgelegt. Für Leichtmofas, die im 
Februar 1987 mit der Leichtmofa- Ausnahmenverord- 
nung als neue Fahrzeug-Kategorie eingeführt wurden, 
gelten die derzeit schärfsten Geräuschanforderungen, 
die - auch im internationalen Vergleich - bisher für 
motorgetriebene Straßenfahrzeuge erlassen wurden 
[maximaler Geräuschpegel bei Höchstgeschwindig- 
keit: 65 dB(A)]. 
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Die Entwicklung der Geräuschgrenzwerte in den letz- 
ten zehn Jahren wird positiv beurteilt, weitere Absen- 
kungen werden derzeit für Pkw, Lkw und Omnibusse 
vorbereitet (s. Antwort zu Frage 11. 4). 


2, Wird die Bundesregierung von den Möglich- 
keiten der EG-Richtlinie 89/235/EWG Ge- 
brauch machen und den Handel mit lauten, 
nicht EG -konformen Motorradschalldämpfern 
untersagen? 


Die Bundesregierung begrüßt, daß die EG-Richtlinie 
89/235/EWG die Möglichkeit vorsieht, den Handel mit 
lauten, nicht der Richtlinie entsprechenden Motorrad- 
schalldämpfern zu untersagen. 

Die zur Zeit in Vorbereitung befindliche Zwanzigste 
Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung sieht die Einführung eines Handels- 
verbotes für laute, nicht der EG-Richtlinie entspre- 
chende Motorradschalldämpfer vor. 


3. Welche marktwirtschaftlichen Instrumente 
können eingesetzt werden, um den Straßen- 
verkehrslärm weiter zu vermindern? 


Zur Verminderung des Straßenverkehrslärms müssen 
in Zukunft neben den ordnungsrechtlichen Maßnah- 
men (z. B. Festsetzung von Emissionsgrenzwerten und 
die Festlegung von Immissionsgrenzwerten durch die 
Verkehrslärmschutzverordnung) verstärkt auch Instru- 
mente zum Einsatz kommen, die das Eigeninteresse 
der Wirtschaft und des Verbrauchers für den Umwelt- 
schutz mobilisieren. 

Hierzu können folgende marktwirtschaftliche Instru- 
mente in Betracht kommen: 

— Verbesserung der Markttransparenz und Informa- 
tion von Verbrauchern und Wirtschaft (z. B. Kenn- 
zeichnung von Produkten, Umweltzeichen), 

— marktwirtschaftliche Flexibilisierung des Ord- 
nungsrechts (z. B. Einführung von „Benutzervortei- 
len'' für lärmarme Produkte), 

— umweltpolitische Lenkungsabgaben, 

— umweltbezogene Fortentwicklung des Steuer- 
systems (u. a. emissionsbezogene Kfz-Steuem). 

Eine vsdchtige Voraussetzung zum Einsatz marktwirt- 
schaftlicher Instrumente zur Verminderung des Stra- 
ßenverkehrslärms bieten die in der Anlage XXI zur 
StVZO festgelegten Kriterien für lärmarme Kraftfahr- 
zeuge. In einigen Kurorten und anderen Gemeinden 
gelten bereits besondere Benutzervorteile für „lärm- 
arme" Nutzfahrzeugtypen, die diesen Kriterien ent- 
sprechen; „Lärmarme" Fahrzeuge sind von örtlichen 
und/oder zeitlichen Fahrbeschränkungen ausgenom- 
men, die für herkömmliche Nutzfahrzeuge bestehen. 
Nach Ansicht der Bundesregienmg könnte diese Mög- 


lichkeit der Lärmminderung innerhalb geschlossener 
Ortschaften von den zuständigen Behörden erheblich 
öfter eingesetzt werden. 


4. Wie sollen nach den Vorstellungen der Bun- 
desregierung die EG-Geräuschvorschriften für 
Kraftfahrzeuge (Nutzfahrzeuge, Pkw und Mo- 
torräder) fortgeschrieben werden? 


Die Richtlinien der EG sehen vor, daß der Ministerrat 
bis Ende 1990 über eine weitere Revision der 
Geräuschvorschriften für Pkw, Lkw und Omnibusse 
entscheidet. Die Komnüssion hat deshalb eine Exper- 
tengruppe einberufen, die Vorschläge zur Senkung der 
Geräuschgrenzwerte ausarbeiten soll. Diese Arbeiten 
sind beendet worden, so daß die Kommission noch im 
Sommer d. J. einen Richtlinien Vorschlag vorlegen 
kann. 

Folgender Vorschlag wurde von der Bundesregierung 
eingebracht: 

84/424/EWG Vorschlag 
gültig ab für künftige 
1989/90 Grenzwerte 

db(A) db(A) 


Pkw 

77 

74 

Omnibusse 

< 2t 

78 

76 

2... 3, 5 t 

79 

77 

> 3,5 t u. < 150 kW 

80 

78 

> 3,5 t u. > 150 kW 

83 

80 

Lastkraftwagen 

< 2 t 

78 

76 

2 ... 3,5t 

79 

77 

>3,5 tu. <75 kW 

81 

77 

>3, 5 tu. 75... 150 kW 

83 

78 

> 3,5 t u. > 150 kW 

84 

/ 

80 


Für Motorräder sind ab Mitte der 90er Jahre geltende 
Geräuschgrenzwerte bereits in der EG-Richtlinie 87/ 
56/EWG festgelegt. Ein Bedarf an einer weiteren Fort- 
schreibung ist im Moment nicht gegeben. In dieser 
Fahrzeugkategorie sind zunächst die Auswirkungen 
der EG-^chtlinie für Ersatzschalldämpfer abzuwarten. 


III. Auto- Abfallprobleme 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick 
auf den Umweltschutz die gegenwärtige Situa- 
tion der Entsorgung von Altautos? 


Derzeit werden etwa zwei Mio. Altautos jährhch end- 
gültig stillgelegt. Auf zahlreichen Autowrackplätzen 
werden diese im Durchschnitt neun bis zehn Monate 
gelagert und teilweise ausgeschlachtet. Die Auto- 
wracks gelangen dann derzeit zu 85 Prozent in die 
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33 Shredderanlagen, wo sie gemeinsam mit leichtem 
Sammelschrott zerkleinert werden. Die restlichen 
15 Prozent der Autowracks werden noch mit Scheren 
zerkleinert. 

Beim Shreddern von Autowracks, Haushaltsgroßgerä- 
ten (sog. weißer Ware) und sonstigem Sammelschrott 
entstehen jährlich insgesamt 530 000 t Shredderleicht- 
müll, davon sind ca. 400 000 t den Autowracks zuzu- 
rechnen. Dieser Shredderleichtmüll wird heute noch 
überwiegend deponiert. 

Aufgrund einzelner beobachteter Schadstoffgehalte 
des Shredderleichtmülls (insbesondere PCB, Mineral- 
ölgehalte) traten in den letzten zwei Jahren in einigen 
Bundesländern Schwierigkeiten bei der Abnahme auf 
Häusmülldeponien auf. Diese führten zu Steigerungen 
der Entsorgungskosten auf ca. 70 DM/t (Transport und 
Ablagerung, Stand Mitte 1989). Die Kosten der Rest- 
stoffentsorgung erreichten damit einen Anteil von ca. 
23 Prozent der gesamten Aufbereitungskosten für 
Autowracks. 

Thermische Entsorgungsanlagen für den Shredder- 
leichtmüll bestehen derzeit noch nicht in ausreichen- 
dem Maße, einige Anlagen befinden sich aber derzeit 
im Planungs- und Genehmigungsverfahren. 

Obwohl die Altautos, im Vergleich zu anderen 
Gebrauchsgütern eine vorbildliche Verwertungsquote 
besitzen, entstehen jedoch Umweltbeeinträchtigungen 
auf den Autosammelplätzen und bei Shredderbetrei- 
bern. Das Entfernen aller Betriebsflüssigkeiten, eine 
Teildemontage (Reifen, Kunststoff teile, Elektrik) sowie 
eine separate Zerkleinerung der Autowracks ohne 
leichten Sammelschrott würde sowohl die Abfall- 
menge (bis zu 30 Prozent) als auch die Schadstoffge- 
halte (PCB, Mineralöl etc.) des Shredderleichtmülls 
wesentlich vermindern (siehe Antwort zu Frage III. 4). 


2. Wie hat sich der Anteil der nicht verwertbaren 
Abfälle in den letzten Jahren entwickelt, und 
worauf sind die Entwicklungstendenzen zu- 
rückzuführen? 


Die derzeitige Altautoverwertung beschränkt sich auf 
die Rückgewinnung der metallischen Werkstoffe. Die 
nichtmetallischen Anteile (Kunststoff, Gummi, Glas 
etc.) gelangen beim Zerkleinern in die Shreddermüll- 
Fraktion. 

Der Shredderleichtmüll aus der Autowrackverwertung 
stieg von ca. 350 000 1 im Jahre 1985 auf ca. 400 000 1 im 
Jahre 1987. 1989 dürften ca. 460 000 t angefallen sein. 

Neben der steigenden Zahl der zu verschrottenden 
Altautos sind vor allem die steigenden nichtmetalli- 
schen Materialanteile der Kraftwagen hierfür verant- 
worthch. Hierbei soll der Kunststoffanteil besonders 
erwähnt werden, er hat sich von 2,9 Gew.-Prozent im 
Jahre 1970 auf derzeit ca. 12 Gew.-Prozent erhöht. 

Ein heute zum Shredderbetrieb gelangendes Automo- 
bil nach einer Lebensdauer von ca. zehn Jahren, 
besteht durchschnitthch aus ca. 71 Prozent Stahl, 


Eisen, 6,5 Prozent Kunststoff, 3 Prozent Aluminium, 
3,5 Prozent Blei, Kupfer, Zink und zu 16 Prozent aus 
Sonstigem (z. B. Glas, Gummi etc.). 


3. Wie werden die Abfälle, insbesondere der 
Shreddermüll, derzeit entsorgt? 


Der Shredderleichtmüll wird derzeit überwiegend 
deponiert. Eine Untersuchung ergab, daß 1987 ca. 
80 Prozent des Leichtmülls zusammen mit Hausmüll 
abgelagert wurde, 11 Prozent wurden auf abgetrenn- 
ten und ausgewiesenen Feldern von Hausmülldepo- 
nien und ca. 6 Prozent auf Monodeponien gebracht. 
Die restlichen 3 Prozent wurden auf Sonderabfalldepo- 
nien abgelagert bzw. verbrannt. In der Zwischenzeit 
dürfte der letztgenannte Anteil sich zumindest verdop- 
pelt haben. 

Die sonstigen Abfälle wie Bremsflüssigkeiten und Küh- 
lerflüssigkeiten werden bisher noch als Sonderabfall 
entsorgt. Zukünftig dürften hier durch den Bau einer 
Aufbereitungsanlage, der Gründung einer Sammelor- 
ganisation und der Abnahmezusage eines Herstellers 
VerwertungsmögUchkeiten bestehen,- 


4. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für nötig, um Abfälle aus Altautos zu vermei- 
den und zu verwerten bzw. um die umweltver- 
trägliche und sichere Altautoentsorgung zu ge- 
währleisten? 


Die Bundesregierung hält die folgenden Maßnahmen 
für nötig, um Abfälle zu vermeiden, zu verwerten bzw. 
umweltverträglich zu entsorgen. 

Bei Verwertungsbetrieben: 

Die Einführung einer Teildemontage (Reifen, Kunst- 
stof fanteile, Glas) vor der Zerkleinerung, das Entfernen 
aller Betriebsmittel (Kraftstoffe, Öle) und aller elektri- 
schen Bauteile und die separate Zerkleinerung der 
Altautos, getrennt vom leichten Sammelschrott. 

Der Aufbau einer gemeinsam mit der Kfz- Industrie und 
den Materialheferanten betriebenen Verwertung von 
Altteilen und demontierter sortenreiner Materialien. 

Bei der Kfz- Industrie: 

Eine weitergehende Kennzeichnung der Kunststoff- 
teile, eine demontagefreundliche Gestaltung der Kfz, 
eine Einschränkung der Materialvielfalt, Verminde- 
rung von PVC-Produkten (z. B. Verzicht beim Unterbo- 
denschutz) und die Verwendung von Sekundärmate- 
rialien. 

Hierzu bereitet der Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit eine Zielfestlegung ge- 
mäß § 14 Abfallgesetz vor. 

Diese Zielfestlegungen sollen als Kernforderung den 
Aufbau von Rücknahmesystemen für Altkraftfahr- 
zeuge durch Automobilhersteller und -handel, welche 
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die Verwertung und Entsorgung aller Altkraftfahr- 
zeuge außerhalb der öffentlichen Abfallentsorgung 
gewährleisten, enthalten. 

Zur umweltverträglichen Entsorgung von Shredder- 
rückständen, die aus Altautos stammen, bereitet der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit eine Verwaltungsvorschrift auf der Grund- 
lage von § 4 Abs. 5 des Abfallgesetzes vor. In der Ver- 
waltungsvorschrift soll gefordert werden, daß die 
Shredderrückstände nach Maßgabe des § 1 Abs. 2 und 
des § 3 Abs. 2, Satz 3 Abfallgesetz zu verwerten sind. 
Bis zur Bereitstellung genügender Kapazitäten für die 
Verwertung soll übergangsweise bei Einhaltung 
gewisser Anforderungen die Deponierung erlaubt wer- 
den. Als Anforderungen an die Deponierung sollen 
niedrige Zuordnungswerte für die Schadstoffe PCB 
und Mineralöl gestellt werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß aufgrund 
der in den Zielfestlegungen geforderten konsequenten 
Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen sowie 
durch Maßnahmen bei Neuentwicklung und Modell- 
pflege die aus der Entsorgung von Altkraftfahrzeugen 
stammenden und einer endgültigen Beseitigung zuzu- 
führenden Abfälle, insbesondere Shredderabfälle, dra- 
stisch reduziert werden. 


5. Hält die Bundesregierung den Einsatz markt- 
wirtschaftlicher Instrumente für erforderlich, 
um die Auto-Abfailprobleme in den Griff zu 
bekommen? 


Die Bundesregierung hält das Mittel der Zielfestlegung 
nach § 14 Abfallgesetz für das geeignetste marktwirt- 
schaftliche Instrument. 


IV. Verkehrsstruktur 

1. Wie haben sich der Pkw- und der Lkw-Be- 
stand in der Bundesrepublik Deutschland und 
der EG entwickelt? 


Der Bestand vom Personenkraftwagen (Pkw) und Kom- 
bis hat sich in der Bundesrepubhk Deutschland von 
21,2 Mio. (1978) auf 29,8 Mio. (1989) erhöht. Er nahm 
jährlich um drei bis vier Prozent zu. 86 Prozent aller 
zugelassenen Fahrzeuge sind Pkw und Kombis (vgl. 
Abb. 1 und Tab. 8). 

Der Bestand an Lastkraftwagen (Lkw) aller Klassen 
veränderte sich nur wenig. Zwischen einzelnen Fahr- 
zeugklassen ergaben sich jedoch große Verschiebun- 
gen. So steigt der Bestand an Sattelzugmaschinen seit 
einigen Jahren stark an (4,5 Prozent pro Jahr 1985 bis 
1988). Gleichzeitig steigt die durchschnittlich instal- 
lierte Motorleistung (1984: 220,4 kW; 1986: 223,7 kW). 
(Siehe auch Abb. 1 und Tab. 8 und 9.) Verdoppelt hat 
sich jedoch in den letzten zehn Jahren die Zahl der 
Anhänger. 

Nach den Angaben der Europäischen Verkehrsmini- 
sterkonferenz (ECMT) entwickelten sich die Bestands- 
zahlen in vergleichbaren europäischen Staaten ähnlich 
(vgl. Tab. 10). 

Nach der vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor- 
schung dargestellten Entwicklung des Pkw-Motorisie- 
rungsgrades in ausgewählten Industrieländern von 
1960 bis 1987 ist in allen Ländern die Motorisierung in 
den vergangenen drei Jahrzehnten deutlich gestiegen. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat hinsichtlich des 
Motorisierungsgrades (Pkw je 1000 Einwohner) mit 
457 inzwischen zu traditionell hochmotorisierten Län- 
dern wie Kanada, Australien und Neuseeland fast auf- 
geschlossen und wird bei den großen westlichen Indu- 
strieländern nur noch von den USA (1987: rund 560), 


Krafträder 

MH Zugmaschinen 
■11 Lastkraftwagen 

(''..'^1 Personen- und Kombinationskraftwagen 



61 62 63 64 65 66 67 68 69 70.71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 83 84 85 86 87 88 89 


Abb. 1: 

Bestand an Kraftfahrzeugen in der Bundesrepublik Deutschland am 1. Juli des Jahres 
Quelle; Bundesverkehrsminister: Verkehr in Zahlen 1989, Bonn 1989, S. 124 
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dies allerdings noch immer deutlich, übertroffen. Der 
Motorisierungsgrad war beispielsweise 1960 in Schwe- 
den etwa doppelt so hoch wie in der Bundesrepublik 
Deutschland, 1987 war er mit rund 400 etwa 60 Punkte 
niedriger. Auch Länder wie Großbritannien, Frank- 


reich und die Schweiz sind deutlich hinter der Bundes- 
republik Deutschland zurückgeblieben (Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung: Projektion des Pkw- 
Bestandes für die Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Jahr 2010, Wochenbericht 36/89, S. 428.) (Vgl. Abb. 2.). 


Tabelle 8: 

Bestand an Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeughängern in der Bundesrepublik Deutschland in 1 000 



1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Kraftfahrzeuge^) 

24 611 

26 109 

26 938 

27 655 

28 158 

28 750 

29 484 

30 191 

31 367 

32 444 

33 505 

34 484 

Personenkraftwagen und Kombi 

21 212 

22 535 

23 192 

23 730 

24 105 

24 580 

25 218 

25 845 

26 917 

27 908 

28 878 

29 755 

dar. mit Dieselmotor 

839 

993 

1 138 

1 317 

1 618 

1 838 

2 034 

2 341 

2 967 

3 501 

3 851 

4 003 

Personenkraftwagen 

19 633 

20 849 

21 430 

21 892 

22 177 

22 558 

23 073 

23 583 

24 471 

25 264 

26 031 

26 647 

Kombinationskraftwagen 

1 579 

1 686 

1 762 

1 838 

1 928 

2 023 

2 145 

2 262 

2 447 

2 644 

2 847 

3 108 

Krafträder^) 

403 

479 

572 

690 

797 

884 

947 

993 

1 043 

1 085 

1 125 

1 171 

Kraftomnibusse und Obusse 

66 

68 

70 

71 

71 

71 

70 

69 

69 

70 

70 

70 

Lastkraftwagen 

1 175 

1 236 

1 277 

1 307 

1 291 

1 277 

1 278 

1 281 

1 295 

1 305 

1 322 

1 345 

Ladekapazität (in 1 000 t) 

3 573 

3 761 

3 897 

3 925 

3 817 

3 748 

3 730 

3 715 

3 739 

3 852 

3 921 


mit Normalaufbau 

1 104 

1 159 

1 194 

1 221 

1 206 

1 193 

1 192 

1 193 

1 205 

1 213 

1 226 

1 247 

Ladekapazität (in 1 000 t) 

3 067 

3 204 

3 292 

3 300 

3 198 

3 125 

3 091 

3 058 

3 058 

3 114 

3 144 


mit Spezialaufbau 

71 

77 

83 

85 

84 

85 

86 

88 

90 

93 

96 

99 

Ladekapazität (in 1 000 t) 

506 

557 

605 

626 

619 

623 

640 

657 

681 

738 

777 


Zugmaschinen 

1 605 

1 625 

1 640 

1 648 

1 660 

1 680 

1 692 

1 705 

1 721 

1 732 

1 742 

1 749 

Ackerschlepper^) 

1 553 

1 568 

1 580 

1 587 

1 600 

1 619 

1 629 

1 641 

1 655 

1 662 

1 671 

1 675 

dar. in der Landwirtschaft 

1 457 

1 466 

1 469 

1468 

1 472 

1 483 

1 483 

1 484 

1 479 

1460 

1 438 

1 409 

Sattelzugmaschinen 

52 

57 

60 

61 

61 

61 

62 

64 

66 

69 

72 

74 

Übrige Kraftfahrzeuge^) 

150 

165 

186 

210 

234 

257 

279 

298 

321 

343 

367 

393 

Kraftfahrzeuganhänger^) 

1 134 

1 225 

1 329 

1422 

1 506 

1 592 

1 678 

1 763 

1 855 

1 941 

2 039 

2 139 

zur Lastenbeförderung 

721 

782 

861 

937 

1 005 

1 078 

1 151 

1 225 

1 302 

1 374 

1 454 

1 539 

Ladekapazität (in 1 000 t) 

3 123 

3 204 

3 433 

3 593 

3 668 

3 752 

3 912 

4 060 

4 229 

4 468 

4 694 


dar. Sattelaiihänger 

57 

61 

65 

68 

69 

70 

73 

75 

79 

82 

86 

91 

Ladekapazität (in 1 000 t) 

1 189 

1 218 

1 338 

1 416 

1 457 

1 492 

1 571 

1 629 

1 718 

1 840 

1 952 


zur sonstigen Verwendung 

413 

443 

468 

485 

501 

515 

526 

538 

553 

567 

584 

600 

Mopeds, Mofas und Mokicks®) 

2 029 

2 014 

2 110 

1 879 

1 809 

1 716 

1 552 

1474 

1 277 

1 129 

1 058 

1 000 

Leicht- und Kleinkrafträder^) 

193 

176 

166 

190 

281 

359 

409 

414 

369 

306 

247 

207 

Selbstfahrende Arbeitsmaschinen®) 

10 

11 

12 

13 

13 

13 

13 

13 

13 

13 

13 

13 


Quelle: Bundesverkehrsminister: Verkehr in Zahlen 1989, Bonn 1989, S. 127 


Tabelle 9: 

Entwicklung des Güter kr aftfahrzeugbestandes im Bundesgebiet insgesamt nach Fahrzeugarten und Nutzlast- 
klassen 1975 - 2010 

Bestand an Lastkraftwagen, Sattelzugmaschinen sowie an mehrachsigen Lkw. -Anhängern und Sattelanhängern 
- Nach Nutzlastklassen - (Jeweils zum 1. Juli) 


Bundesgebiet insgesamt Grundzahlen in Fahrzeugen (Tausend) 



1975 

1978 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

2000 

2010 

Lastkraftwagen insgesamt 

1121.3 

1175.3 

1277.2 

1306.5 

1290.0 

1277.4 

1277.9 

1280.8 

1294.8 

1305.3 

1423.0 

1499.3 

Nutzlast bis unter 1500 kg 

492.0 

525.4 

579.8 

607.4 

613.0 

613.9 

622.1 

631.1 

645.9 

657.4 

728.5 

784.8 

Nutzlast 1500 bis unter 4000 kg 

351.8 

369.9 

397.3 

401.0 

391.6 

384.9 

380.3 

376.8 

375.4 

372.2 

402.2 

416.1 

Nutzlast 4000 bis unter 6000 kg 

78.3 

75.4 

74.8 

72.3 

60.1 

64.6 

61.8 

60.0 

58.6 

56.7 

60.9 

58.7 

Nutzlast 6000 bis unter 9000 kg 

40.7 

144.4 

152.9 

152.1 

146.9 

143.5 

142.3 

141.0 

141.5 

136.1 

151.6 

154.6 

Nutzlast 9000 und mehr kg 

58.5 

60.1 

72.4 

73.6 

71.3 

70.5 

71.5 

72.0 

73.4 

82.9 

79.9 

85.1 

Sattelzugmaschinen insgesamt 

45.3 

52.1 

60.3 

61.2 

60.8 

61.4 

62.3 

63.7 

66.5 

69.4 

73.4 

80.4 

Lkw-Anhänger (mehrachsig) insg. 

164.1 

161.3 

166.6 

167.2 

164.2 

162.3 

163.0 

165.0 

166.3 

168.8 

172.6 

176.9 

Nutzlast bis unter 10000 kg 

83.8 

75.9 

74.4 

72.5 

69.5 

66.8 

65.1 

64.3 

63.4 

63.2 

55.6 

50.0 

Nutzlast 10000 und mehr kg 

80.3 

85.4 

92.2 

94.6 

94.7 

95.4 

97.9 

100.7 

102.9 

105.6 

117.0 

126.9 

Sattelanhänger insgesamt 

51.6 

57.0 

65.3 

68.2 

69.4 

70.4 

73.3 

75.4 

78.6 

82.0 

90.9 

102.1 

SatteUast bis unter 20000 kg 

20.3 

19.0 

19.8 

19.6 

19.3 

18.8 

18.6 

18.5 

18.6 

18.6 

17.9 

17.6 

Sattellast 20 000 und mehr kg 

31.3 

38.0 

45.5 

48.5 

50.2 

51.6 

54.7 

56.9 

60.0 

63.4 

72.9 

84.4 


Differenzen in den Summen durch Runden. 


Quelle: PROGNOS/BUU: Güterverkehrsprognosen 2000/2010 für die Bundesverkehrswegeplanung. Im Auftrag des Bundes- 
ministers für Verkehr, FE-Nr. 90 220/87. Basel/Freiburg Mai 1989. 
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Tabelle 10 

Entwicklung des Bestandes an Kraftfahrzeugen in den EG -Ländern - in 1 000 - 

Land Insgesamt Pkw^) Lkw^) 



1980 

1987 

1980 

1987 

1980 

1987 

Bundesrepubhk Deutschland 

26 938 

32 444 

21430 

25 264 

3 210 

4 685 

Belgien 

3 962 

3 908 

3 159 

3 457 

268 

302 

Dänemark 

1 684 

2 072 

1390 

1645 

253 

228 

Frankreich 

27 476 

29 322 

19 130 

21970 

2 457 

3 917 

Griechenland 

1417 

2 054^) 

878 

1 264^) 

402 

602‘)3; 

Großbritannien und Nordirland 

18 290 

21 407^) 

15 073 

17 421 

1761 

2 879‘) 

Irland 

831 

843^)^) 

734 

711^) 

65 

101 Y; 

Italien 

24 282 

30 766"^) 

17 686 

23 342^) 

1 338 

2 298'*) 

Luxemburg 

140 

176 

129 

162 

9 

10 

Niederlande 

5751 

6 290 

4 550 

5 118 

313 

465 

Portugal 

1442 

1 966^) 

1269 

1 285^) 

71 

79*) 

Spanien 

10 169 

14 804 

7 557 

10 319 

1338 

1 821 


122 382 

146 052 

92 985 

111 958 

11485 

17 387 


Ohne Kombinationskraftwagen 
Einschl. Kombinationskraftwagen 

1985 

1986 


Entwicklung des Motorisierungsgrades 
in ausgewählten Industrieländern 
von 1960 bis 1987 


PKW/1 000 Ew. 



1 ) Die hier ausgewiesenen Motorisierungsgrade (Pkw je 1 000 
Einwohner) sind auf Grund unterschiedlicher Abgrenzungen und 
Erfassungsstichtage allerdings nicht voll vergleichbar. 

Quellen: Statistische Jahrbücher, VDA, International Road Federation, 
Annual Bulletin of Transport Statistics, Berechnungen des DIW. 

DIW 89 


blik Deutschland und in der EG bis zum Jahr 
2000 bzw. 2010? 


Siehe Antwort zu Frage IV. 3. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Pro- 
gnosen über die Entwicklung der Verkehrs- 
leistungen im grenzüberschreitenden Perso- 
nen- und Güterverkehr? 


Die Bundesregierung hat Prognosen Wissenschaft- 
hcher Institute mit dem Zeithorizont 2010 erstellen 
lassen, und zwar 

— für den Personenverkehr von Interplan Consult 
GmbH, München, und vom Institut für angewandte 
Verkehrs- und Tourismusforschung, Heilbronn, 

— für den Güterverkehr von Prognos AG, Basel, und 
Beratergruppe Verkehr und Umwelt, Freiburg. 

Den Prognosen liegen u. a. folgende Annahmen zu- 
grunde: 

— Weiteres Wirtschaftswachstum in der Größenord- 
nung von 2,5 Prozent pro Jahr; 

— Fortsetzung des europäischen Einigungsprozesses; 


Abb.2: 

Entwicklung des Motorisierungsgrades in ausgewählten 
Industrieländern von 1960 bis 1987 
QueUe:DIW, a.a.O.,S.428 


^ im Schienenverkehr deuthche Angebotsverbesse- 
rungen im Personenfernverkehr und im Güterver- 
kehr, insbesondere auch international; 

— Fertigstellung des Main-Don au-Kanals und der 
Kanalisierung der Saar; 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die vorhe- 
genden Prognosen über die Entwicklung des 
Pkw- und Lkw-Bestandes in der Bundesrepu- 


— ordnungspolitische Harmonisierung und Liberali- 
sierung des Binnenschiffs- und Straßengüterver- 
kehrs in der EG; 
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— keine Beschränkung der Nachfrage durch Kapazi- 
tätsengpässe. 

Die vorliegenden Prognosen berücksichtigen noch 
nicht die Auswirkungen der Vereinigung Deutsch- 
lands und der Öffnung der Grenzen zu anderen Ost- 
blockländern. Nach ersten Szenarioberechnungen ist 
als Folge der zunehmenden wirtschaftlichen Verflech- 
tungen insbesondere im Güterverkehr mit zusätzlichen 
Verkehren zu rechnen. Im Personenverkehr werden 
bei einem insgesamt nur mäßig erhöhten Reise Volu- 
men überwiegend Veränderungen bei den Reisezielen 
erwartet. Bei der Aufteüung auf die Verkehrsnüttel 
wird die starke Vorherrschaft des Eisenbahnverkehrs 
(bzw. des ÖPNV) im beigetretenen Teil zugunsten des 
Straßenverkehrs deutlich zurückgehen. 

Hinsichtlich des Fahrzeugbestandes ergibt sich nach 
den vorliegenden Prognosen folgendes Büd; 

Pkw-Bestand; 2000 34,0 Mio. 

2010 34,1 Mio. 

Lkw-Bestand: 2000 1,4 Mio. 

2010 1,5 Mio. 

Die Bandbreite anderer Prognosen geht für das Jahr 
2000 bis 36,1 Mio. Pkw und für das Jahr 2010 bis 
38,1 Mio. Pkw. 

Hinsichtlich der Verkehrsleistungen ergibt sich nach 
den vorliegenden Prognosen folgende Entwicklung. In 
Teilbereichen müssen die Prognosen vor dem Hinter- 
grund der Entwicklung von 1985 bis 1989 heute schon 
als korrekturbedürftig angesehen werden. 


c) Internationaler Güterverkehr (Mio. t) 


Verkehrszweig 

V ersand/Empf ang 
1985 2010 1985 

Transit 

2010 

Eisenbahn 

74,3 

115,4 

8,0 

18,6 

Straßengüter- 

fernverkehr 

125,6 

192,3 

14,7 

20,5 

Binnenschiff- 

fahrt 

146,6 

183,7 

12,7 

18,3 


4. Lassen diese Prognosen Aussagen über eine 
Aufteilung nach Verkehrsströmen und Ver- 
kehrsträgern zu? 


Ja. 

Die Aussagen über eine Aufteüung nach den verschie- 
denen Verkehrsträgern ergeben sich aus den vorste- 
henden Tabellen (Antwort zu Fragen IV.2 und IV.3). 
Den Prognosen sind darüber hinaus umfassende Aus- 
sagen über die Verkehrsströme in den einzelnen 
Quelle-Ziel-Relationen zu entnehmen. 


5. Mit welchen investitionspolitischen Maßnah- 
men fördert die Bundesregierung die umwelt- 
gerechte Bewältigung des Straßenverkehrs? 


a) Personenverkehrsleistung 

Veränderung 


Verkehrszweig 

1985 

1989 

1985 bis 1985 bis 


Mrd. 

Pkm 

1989 

% 

2010 

% 

Schienefinah- 

verkehr 

15,7 

16,0 

-h 2 

- 16 

Schienenfem- 

verkehr 

27,7 

26,3 

- 5 

+ 43 

Öff. Straßen- 
personen- 
verkehr 

62,3 

62,5 

0 

- 4 

Luftverkehr 

12,7 

16,6 

-h 31 

+ 118 

Pkw- Verkehr 

483,6 

565,7 

+ 17 

+ 27 


b) Güterverkehrsleistung 

Veränderung 


Verkehrszweig 

1985 

1989 

1985 bis 

1985 bis 




1989 

2010 


Mrd. 

tkm 

% 

% 

Eisenbahn 

64,0 

62,1 

- 3 

-f 30 

Binnenschiff- 

fahrt 

48,2 

54,0 

+ 12 

+ 45 

Straßengüter- 

fernverkehr 

91,6 

113,4 

+ 24 

+ 44 

Straßengüter- 

nahverkehr 

40,6 

46,9 

+ 16 

+ 38 


Die Investitionspolitik der Bundesregierung soll einen 
bedarfsgerechten Ausbau der Bundesverkehrswege 
sicherstellen, der den Grundsätzen der Wirtschaftlich- 
keit, der Energieeinsparung, den Belangen der Raum- 
ordnung und des Städtebaus, dem Schutz vor schäd- 
lichen Umwelteinwirkungen und den Belangen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege gleicherma- 
ßen Rechnung trägt. Da sich einzelne Verkehrszweige 
gegenseitig ergänzen bzw. ersetzen können, hat die 
Bundesregierung ihre Investitionspolitik im Bereich 
der Bundesverkehrswege auf einer koordinierenden 
Planung aufgebaut und im Bundesverkehrswegeplan 
1985 die Wegeprojekte und die Investitionsstruktur auf 
der Grundlage integrierter Gesamtverkehrsprognosen 
nach einheitlichen, verkehrszweigübergreif enden, 
gesamtwirtschaftlichen, regionalpolitischen und ökolo- 
gischen Kriterien festgelegt. 

Dabei räumt die Bundesregierung den Umweltge- 
sichtspunkten einen hohen Stellenwert ein. So können 
je nach Situation z. B. der Bau von Ortsumgehungen, 
die Verbreiterung von Autobahnen auf sechs Fahrstrei- 
fen und die Installierung modernster Verkehrsbeein- 
flussungsanlagen durch den Abbau von schweren 
Staus und die Verflüssigung des Verkehrsablaufs zur 
umweltgerechten Bewältigung des Straßenverkehrs 
beitragen. 

Der Bundesverkehrswegeplan 1985 zeigt darüber hin- 
aus eine erhebliche Investitionssteigerung zugunsten 
der Schiene mit dem Ziel, die Attraktivität der Bahn als 
besonders umweltfreundlicher Verkehrsträger zu stei- 
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gern und die Bahn am Verkehrswachstum teilhaben zu 
lassen. Die Bundesregierung hat erstmals im 10-Jah- 
res-Zeitraum von 1986 bis 1995 die Bruttoinvestitionen 
der Bahn an jene der Straße herangeführt. Mit umfang- 
reichen Neubaustrecken und Ausbaustrecken wird 
baldmöglichst ein Hochgeschwindigkeitsnetz geschaf- 
fen. Ferner wird der Ausbau des kombinierten La- 
dungsverkehrs mit insgesamt 716 Mio. DM gefördert. 
Der gesamtdeutsche Verkehrswegeplan, der 1992 dem 
Parlament vorgelegt werden soll, wird auch die not- 
wendigen Investitionen für den Ausbau der Verkehrs- 
wege in den neuen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland enthalten. 


6. Wie hoch sind die Ausgaben für Maßnahmen 
des Umweltschutzes beim Straßenbau? 


Für Maßnahmen des Umweltschutzes beim Bau und 
der Unterhaltung von Bundesfernstraßen (Schutz der 
Bürger vor Straßenverkehrslärm, Schutz von Natur und 
Landschaft) wurden im Jahre 1989 rund 640 Mio. DM 
ausgegeben. Das waren rund 10 Prozent der Gesamt- 
jahresausgaben für Bundesfernstraßen von 6,29 Mrd. 
DM. In den kommenden Jahren wird mit einer Steige- 
rung der Ausgaben für den Umweltschutz gerechnet. 

Erhebungen über die Höhe der Ausgaben für Umwelt- 
schutzmaßnahmen an Landes-, Kreis- und Gemeinde- 
straßen liegen der Bundesregierung nicht vor. 


7. Läßt der vorliegende Finanzplan im Hinblick 
auf die gestiegenen Aufwendungen für den 
Umweltschutz eine zeitgerechte Erfüllung 
des Bimdesfemstraßenbedarfsplanes zu? 


Nein. 

Die Maßnahmen des vom Deutschen Bundestag 
beschlossenen Bedarfsplans 1986 umfassen ein Investi- 
tionsvolumen von 80 Mrd. DM (Preis- und Kostenstand 
1983), Sie wurden entsprechend den damals vorliegen- 
den Prognosen auf den im Jahre 2000 erwarteten Stra- 
ßenverkehr bemessen. 

Im Bundesverkehrswegeplan 1985 sind für den Zeit- 
raum 1986 bis 2000 rund 39 Mrd. DM für die Maßnah- 
men des sog. vordringlichen Bedarfs vorgesehen, das 
sind 48 Prozent des Gesamtinvestitionsvolumens. 
Infolge von Kostensteigerungen - insbesondere auch 
aufgrund zunehmender Aufwendungen für den 
Umweltschutz (vgl. zu den Aufwendungen die Antwort 
auf die Frage IV, 6) ~ bei diesen Maßnahmen sowie 
wegen des gestiegenen Erhaltungsbedarfs fehlen 
unter Berücksichtigung der 1990 erreichten Anhebung 
des Haushaltsansatzes für Bundesfernstraßen auf 
6,709 Mrd. DM/Jahr bis zum Jahr 2000 immer noch rd. 
11,5 Mrd. DM, davon 6,5 Mrd. DM bei den Maßnah- 
men des vordringlichen Bedarfs. Kostensteigerungen 
ab 1988 sind dabei noch nicht berücksichtigt. Einge- 
schlossen sind aber die Kosten von Maßnahmen, die 


seit dem 1.1. 1986 nach § 6 FStrAbG in den Haushalt 
eingestellt wurden. 


8. Mit welchen ordnimgspolitischen Maßnah- 
men fördert die Bundesregierung die umwelt- 
gerechte Bewältigung des Straßenverkehrs? 


Ziel der Bundesregierung ist es, vom Wettbewerb der 

Verkehrssysteme zu einer Zusammenarbeit der Ver- 
kehrsträger zu kommen. Nur durch eine Kooperation 

zwischen den Verkehrsträgern ist das zu erwartende 

Verkehrswachstum zu bewältigen. 

— Die Bundesregierung setzt insbesondere auf den 
kombinierten Verkehr. Hierbei kommen die artei- 
genen Vorteile der Verkehrsträger zum Tragen: auf 
der langen Strecke die umweltfreundliche Schiene, 
Sammeln und Verteilen auf der Straße. 

— Mit gezielter Förderung wurde seit 1985 der kombi- 
nierte Verkehr fast verdoppelt. Die Bundesregie- 
rung wird an ihrem bewährten System ordnungspo- 
litischer Maßnahmen festhalten, wie z. B. Ausnah- 
men bei den Gesamtgewichten, Befreiung bzw. 
Erstattung der Kraftfahrzeugsteuer, Freistellung 
vom Sonntags- und Wochenendfahrverbot, Erleich- 
terungen bei den Kontingenten. 

— Durch die Einführung einer Straßenbenutzungsge- 
bühr für schwere Lkw soll verhindert werden, daß 
die Straße zusätzlichen Lkw-Verkehr auf sich zieht. 
Diese Maßnahme kann wegen der einstweiligen 
Anordnung des Europäischen Gerichtshofes vom 
12. Juli 1990 noch nicht realisiert werden. Die Bun- 
desregierung unternimmt deshalb alle Anstrengun- 
gen, bald eine Lösung zu erreichen, die auch 
Umweltgesichtspunkten Rechnung trägt. 

— Um den Anteü des öffentlichen Personennahver- 
kehrs am Personenverkehr zu erhöhen, fördert die 
Bundesregierung Maßnahmen zur Steigerung der 
Attraktivität und Leistungsfähigkeit des ÖPNV mit 
jährlich rd. 6 Mrd. DM. 

Weitere Maßnahmen sind: 

— EG -weite Anpassung von Emissionsgrenzwerten an 
den Stand der Technik für Kfz. 

— Förderung der umweltfreundlichsten Technik 
(geregelter Dreiwegekatalysator) durch die Steuer- 
befreiung bei Neufahrzeugen und bei der Umrü- 
stung. 

— Förderung des Absatzes von bleifreiem Benzin 
durch Spreizung der Mineralölsteuer. 

— Nach § 40 BImSchG können 

a) über Rechtsverordnungen der Länder Gebiete 
festgelegt werden, in denen während austausch- 
armer Wetterlagen der Kraftfahrzeugverkehr be- 
schränkt oder verboten werden kann; 

b) die Straßenverkehrsbehörden auf bestimmten 
Straßen oder in bestimmten Gebieten den Kfz- 
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Verkehr beschränken oder verbieten, um Luft- 
verunreinigungen zu vermindern oder deren 
Entstehen zu vermeiden. Konzentrationswerte, 
bei deren Überschreiten Maßnahmen zu prüfen 
sind, werden durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung festgelegt. 

— Nach §§47, 47a BImSchG sind Luftreinhaltepläne 
und Lärmminderungspläne in bestimmten Gebieten 
zu erstellen. Maßnahmen der Pläne sind durch 
Anordnungen oder sonstige Entscheidungen durch- 
zusetzen. 

— Nach § 45 (1) StVO können zur umweltschonenden 
Abwicklung des Straßenverkehrs straßenverkehrs- 
rechthche Maßnahmen ergriffen werden, wie z. B. 

• Beschränkungen (Geschwindigkeit, Nachtfahr- 
verbote...), 

• Sperrung von Straßen oder 

• Einrichtung von Lärmschutzzonen mit Ausnah- 
me für sog. lärmarme Lkw entsprechend den 
Anforderungen der Anlage XXI zur StVZO 

— Einräumen von Benutzervorteilen (Smog-Plakette) 
für Fahrzeuge mit der umweltfreundlichsten 
Technik. 


9. Mit welchen marktwirtschaftlichen Instru- 
menten will die Bundesregierung eine stärke- 
re Verlagerung des Verkehrs von der Straße 
auf die Schiene erreichen, und wie schätzt sie 
das erreichbare Volumen ein? 


Mit dem gezielten Einsatz ökonomischer Instrumente 
für den Umweltschutz kann dem Verursacherprinzip 
verstärkt Geltung verschafft werden, wenn die Kosten 
zur Vermeidung, zur Beseitigung oder zum Ausgleich 
von Umweltbelastungen dem Verursacher zugerech- 
net werden. 

Durch die Attraktivitäts Steigerung der Schiene soll 
eine Verlagerung des Verkehrs von der Straße erreicht 
werden. Die Attraktivität des Schienenverkehrs und 
damit seine Wettbewerbsfähigkeit soll durch folgende 
Maßnahmen gesteigert werden: 

— Heranführung der Investitionen der Schiene mit 
über 50 Mrd. DM an die der Straße im Bundes ver- 
kehrswegeplan 1985. Die erwartete Kapazitäts- und 
Attraktivitätssteigerung dürfte sich im Personen- 
wie im Güterverkehr auswirken. 

— Einsatz erheblicher Mittel des Bundes als Finanzhil- 
fen und Investitionszuschüsse nach dem (jemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz . 

— Ausgleichszahlungen des Bundes an die DB, um 
deren gemeinwirtschafthche Leistungen im Schie- 
nenpersonennahverkehr zu vergüten, 

— Förderung des kombinierten Verkehrs im Güterver- 
kehr. Bis zum Jahre 2000 sollen 50 Mio. t Güter - 
dies ist erklärtes Ziel der Bahn - im kombinierten 


Verkehr befördert werden. Im übrigen wird auf die 
Antwort der Bundesregierung in Drucksache 11/ 
3875 zum kombinierten Verkehr Schiene/Straße 
verwiesen. 


10. Welche Maßnahmen hält die Bundesregie- 
rung für notwendig, um beim Transport hoch- 
gefährlicher Güter auf der Straße Menschen 
und Umwelt bestmöglich zu schützen? 


Um beim Transport gefährlicher Güter die in besonde- 
rem Maße erforderhche Vorsorge gegen eine Gefähr- 
dung für Mensch und Umwelt zu treffen, hat die Bun- 
desregierung eine Vielzahl von Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Sicherheit umgesetzt bzw. deren Ein- 
führung vorgesehen. 

Für die als hochgefährhch eingestuften Güter (sog. 
Listengüter) wird unter bestimmten Voraussetzungen 
die Benutzung der Bahn bzw. des Binnenschiffs gesetz- 
Uch vorgeschrieben; diese Verlagerungsvorschriften 
wurden durch die 2. Straßen- Gef ahrgutänderungsver- 
ordnung 1989 (BGBl.I, S.2179) weiter verschärft, und 
zwar durch Einbeziehung weiterer Stoffe und des kom- 
binierten Verkehrs in die Regelung. 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß die Verbände der 
Chemischen Industrie und des Chemiehandels sowie 
der Verband der Mineralölwirtschaft darüber hinaus 
Ko operations Vereinbarungen mit der Deutschen Bun- 
desbahn getroffen haben, mit dem Ziel, auf freiwilliger 
Basis den Umfang der Schienentransporte zu erhöhen. 

Für die weitere Verlagerung gefährlicher Güter gibt es 
jedoch Grenzen: Für die Verteilung gefährhcher Güter 
im Nahverkehr sind im allgemeinen weder Bahn noch 
Binnenschiff geeignet. Zu berücksichtigen ist auch, 
daß Umfüllungs Vorgänge mit zusätzlichen Gefahren 
verbunden und nur an entsprechend ausgerüsteten 
UmfüllanlagenZ-plätzen vorgenommen werden dürfen. 


11. Welche Maßnahmen sind nach Auffassung 
der Bundesregierung notwendig, um durch 
einen attraktiven öffentlichen Personennah- 
verkehr eine Alternative zum Auto zu bieten? 


Nur ein attraktiver öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNV) kann im Nahbereich eine Alternative zum 
Auto sein; er wird das Auto gleichwohl nicht völhg 
ersetzen können. Individualverkehr und ÖPNV müs- 
sen kooperieren. Die Auffassung der Bundesregierung, 
daß es erfojderhch ist, den ÖPNV so attraktiv zu 
machen, daß der Autofahrer zum Umsteigen bewegt 
wird, ist vor dem Hintergrund der verfassungsmäßigen 
Aufgabenverteilung zu sehen. ÖPNV als Teil des in- 
nerörthchen Verkehrs ist - mit Ausnahme des Regio- 
nalverkehrs der Deutschen Bundesbahn - vorrangig 
Aufgabe der Länder, Kreise und Gemeinden; sie vor 
allem bestimmen die Chancen des ÖPNV gegenüber 
dem motorisierten Individualverkehr. Zunehmend 
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wichtig ist jedoch eine Gesamtverkehrsplanung, die 
ein sinnvolles, die Belange des Umweltschutzes einbe- 
ziehendes Zusammenwirken aller TeUverkehrssy- 
steme zum Ziel hat. 

Folgende Maßnahmen können die Chancen des ÖPNV 
verbessern: 

— Vermeidung von Suburbanisierung und Land- 
schaftszersiedlung durch bessere Koordinierung der 
Siedlungsflächenplanung mit der ÖPNV-Planung, 

— Berücksichtigung der verkehrlichen Anbindung 
(Erreichbarkeit) mit umweltschonenden Verkehrs- 
mitteln bei der Planung neuer Baugebiete, 

— mehr Kooperation im ÖPNV selbst durch 

# Tarif gemeinschaften 

# Verkehrsgemeinschaften, anzustreben für den 
ÖPNV in der Fläche, 

# Verkehrsverbünde, insbesondere in den Ver- 
kehrsballungsräumen, 

— Schaffung geeigneter Verwaltungsstrukturen auf 
kommunaler Seite für einen ÖPNV vor Ort, 

— bedarfsgerechte Fahrtenangebote, möglichst Takt- 
verkehre, Ausweitung der Betriebszeiten, soweit 
finanzierbar, 

— aber auch bedarfsorientierte Sonderformen des 
ÖPNV, z.B. 

# Anrufsammeltaxen, 

# Bedarfs- oder Rufbusse, 

— Verbesserung des Betriebsablaufs durch Einsatz 
rechnergestützter Betriebsleitsysteme, sofern die 
Betriebsgröße dies erfordert, 

— Verkürzung der Fahrtzeiten, damit diese mit denen 
des Autos in Verkehrsballungsräumen konkurrie- 
ren können, 

— verständlichere Fahrgastinformationen über ÖPNV- 
Angebote, besseres Marketing, 

— Bereitstellung komfortablerer Fahrzeuge; das bein- 
haltet auch 

# problemlosen Einstieg in die Fahrzeuge (Nieder- 
flurfahrzeuge), 

# ausreichendes Sitzplatzangebot, 

# bessere Informationen in den Fahrzeugen selbst, 

— attraktivere Gestaltung der Umsteigeanlagen (Ver- 
knüpfungspunkte von Verkehrsmitteln des ÖPNV 
untereinander und ggf. auch mit denen der öffent- 
hchen Fernverkehrssysteme) und der Haltestellen- 
anlagen; zum Beispiel durch 

# problemlose, behindertengerechte Zu- und Ab- 
gänge, 

# kurze Wege, 

# Sicherheitseinrichtungen (Überwachungs- 

systeme), 


# Witterungsschutz, 

# verbesserte Auskunfts- und Informations- 
systeme, 

# weitere Service-Einrichtung, 

— Bau und Ausbau von ÖPNV- Fahrwegen mit mög- 
lichst geringer Beeinträchtigung durch den Indivi- 
dualverkehr; z. B, 

# besondere Fahrspuren für Omnibusse, 

# besondere Bahnkörper für Stadtbahnen, 

# Bevorrechtigung des ÖPNV im Verkehrsablauf, 
z. B. durch Vorrangschaltungen an lichtsignalge- 
regelten Kreuzungen und Einmündungen (Bus-) 
Schleusen, 

— Bereitstellung von gut erreichbarem Parkraum am 
Rande der verkehrhchen Problembereiche (Stadt- 
ränder) mit attraktiverem ÖPNV-Anschluß (Park- 
und Ride- Anlagen), 

— frühzeitige Informationen über Parkplatzmangel in 
der Innenstadt, z.B. durch dynamische Parkleit- 
und Informationssysteme, die die Bereitschaft der 
Autofahrer erhöhen, die ÖPNV- Angebote zu nut- 
zen, und den Parksuchverkehr vermeiden helfen, 

— Parkraumbewirtschaftung (steigende Gebühren in 
Richtung Innenstadt) in Abstimmung mit dem 
jeweiligen ÖPNV-Angebot, 

— Reduzierung des Dauerparkens im Innenstadtbe- 
reich, 

— Erweiterung der Zweckbindung von Parkraumab- 
lösebeträgen auf Fördermaßnahmen des ÖPNV. 

Der Beitrag des Bundes zum ÖPNV belief sich im Jahre 
1988 auf rund 6,4 Mrd. DM, während sich die Leistun- 
gen der Länder und Gemeinden auf rund 6,5 Mrd. DM 
beliefen. 


12, Welche Maßnahmen sind nach Auffassung 
der Bundesregierung notwendig, um den 
grenzüberschreitenden Straßenverkehr durch 
Verlagerung auf die Schiene zu entlasten? 


Der Aufbau eines europäischen Hochgeschwindig- 
keitsnetzes der Bahnen ist abgestimmt und muß zügig 
fortgesetzt werden. Die Neu- und Ausbaustrecken der 
Deutschen Bundesbahn sind der deutsche Beitrag zu 
dem europäischen Hochgeschwindigkeitsnetz, wel- 
ches der Schiene die Chance gibt, ihre Systemvorteile 
- zuverlässiger Transport über große Entfernungen - 
voll zur Geltung zu bringen. Hierzu müssen gerade 
auch auf europäischer Ebene entsprechende Maßnah- 
men ergriffen werden. Für die Effizienz des schnellen 
Schienengüterverkehrs ist die reibungslose Verknüp- 
fung zur Verteüung in die Fläche durch ein Netz von 
Güterverteilzentren erforderlich. Der Bund und die 
öffentlichen Hände werden einen Beitrag zu den 
Kosten des Fahrwegs leisten. Vorschläge wird die 
Regierungskommission Bundesbahn erarbeiten. 
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In diesem Zusammenhang ist wesentlich, daß die Bah- 
nen aufhören, in nationalen Netzen zu denken. Des 
weiteren ist eine Vereinheitlichung der Abmessungen 
der Transportgefäße zur Sicherung ihrer universellen 
und langfristigen Verwendbarkeit über die Grenzen 
hinweg bei allen Verkehrsträgern dringend geboten. 

Nach Ansicht der Bundesregierung sind folgende 
Maßnahmen u. a. erforderlich: 

— Vorrang bei folgenden Investitionen: 

• Verwirklichung des europäischen Hochge- 
schwindigkeitsnetzes entsprechend dem Vor- 
schlag der europäischen Bahnen (CCFE) vom 
24. Januar 1989, 

• Anlagen für den kombinierten Verkehr, 

• Betriebsleitsysteme, 

— Verursacher gerechte Kostenanlastung bei allen 
Verkehrsträgern, 

— Anreizpolitik für den Güter Schienenverkehr. 

Wichtig sind abgestimmte Attraktivitäts-, Angebots- 
und Tarifverbesserungen bei den europäischen Bah- 
nen insbesondere für den grenzüberschreitenden Ver- 
kehr. 


13. Mit welchen Maßnahmen trägt die Bundes- 
regierung zur Entlastung des Straßengüter- 
verkehrs im Alpentransit bei? 


Mit der Unterzeichnung des trilateralen Ressortabkom- 
mens zwischen der Bundesrepubhk Deutschland, 
Österreich und Itahen am 9. Mai 1990 in Rom wurden 
die von der Bundesregierung seit den Konferenzen von 
Rom und Udine aus den Jahren 1986 bzw. 1989 ziel- 
strebig verfolgten kurz- und mittelfristigen Verbesse- 
rungen des Schienenverkehrs über den Brenner kon- 
sequent verwirklicht. 

Danach soll bis etwa 1994 der Straßentransport um ca. 
1 600 Lkw-Einheiten pro Tag vermindert werden. Die 
Lastkraftwagen sollen zunehmend mit der Eisenbahn 
transportiert werden, um die Alpentäler von Emissio- 
nen zu entlasten. Durch den Eisenbahnausbau der 
Brenner-Zulaufstrecken von München über Mühldorf 
nach Freilassing werden weitere Verbesserungen 
erwartet. Hier wird die Bundesregierung bis 1998 zur 
Entlastung des Straßenverkehrs ca. 1 Mrd. DM inve- 
stieren. Auch die Arbeiten für eine längerfristige Ver- 
besserung des Eisenbahnverkehrs über die Brenner- 
achse sollen intensiviert werden. Die Verkehrsminister 
haben vereinbart, daß noch in diesem Jahr die weiter- 
führenden Planungsarbeiten in Auftrag gegeben wer- 
den sollen. Zunächst müssen jedoch die Wirtschaftlich- 
keitsberechnung und eine Kostenanalyse vorliegen. 

Bis Ende 1990 werden darüber hinaus von der Bundes- 
regierung gemeinsam mit Österreich, Italien und der 
EG-Kommission eine einheitliche Definition sowie die 
entsprechenden Zeitvorgaben bei der Einführung 
eines umweltfreundlichen Lastkraftwagens im alpen- 
querenden Straßengüterverkehr erarbeitet werden. 

Vergleicjabare Lösungen verfolgt die Bundesregierung 
zusammen mit der EG im alpenquerenden Verkehr 
durch die Schweiz. 
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